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Abwanderung: 

Der Osten wird 
attraktiver
Die Abwanderung aus den neuen Bundesländern in den 
Westen ist so niedrig wie noch nie seit der Wiederver­
einigung. So lautet das Fazit einer Studie, die das Köl­
ner Institut der deutschen Wirtschaft (IW) jetzt vor­
gelegt hat. In den zurückliegenden Jahren seien die 
Zahlen der Ost-West-Wanderung deutlich zurückge­
gangen. Die Nachricht lässt aufhorchen: Der Osten 
gewinnt an Attraktivität. Nichtsdestotrotz, so macht 
die Untersuchung aber auch deutlich, verlieren nach 
wie vor viele ländliche Kreise in Sachsen-Anhalt, 
Sachsen und Thüringen sowie dem südlichen Bran­
denburg weiter stark an Bevölkerung. Das Motto 
„Go West“ ist also nicht vollends vom Tisch. 

Schon deshalb scheint die 
Feststellung, der Struktur­
wandel sei vollzogen und der 
Osten habe sich stabilisiert, 
zumindest teilweise zu wage­
mutig. Es gibt nach wie vor 
Licht und Schatten. Tatsäch­
lich wurde für das Jahr 2014 
nur noch eine Ost-Wande­
rung Richtung Westen von  
3 300 Personen verzeichnet 
(jeweils ohne Berlin) – die mit 
Abstand geringste Zahl seit 
der Wiedervereinigung. Blickt 
man auf den gesamten Ver­
lauf seit 1991, so ist die Zahl 
von zunächst rund 165 000 
auf 25 000 im Jahr 1996 ge­
sunken. Danach stieg sie auf­
grund der schwierigen Wirt­
schaftslage in den neuen 
Bundesländern bis 2001 er­
neut an – bis auf 98 000. Seit­
her ist sie sukzessive wieder 
abgesunken, stellen die Ex­
perten vom IW fest und ver­
weisen dabei auch auf Erhe­
bungen des Statistischen 
Bundesamtes. Die Entwick­
lung sei „nicht allein von ei­
ner Abnahme der Zahl ab­
wandernder Personen, 
sondern auch von zunehmen­
den Rückwanderern getra­
gen“, heißt es ergänzend. 

Sachsen-Anhalt, so konstatier­
te Landesministerpräsident 
Reiner Haseloff (CDU) darauf­
hin, habe seit 2014 einen posi­
tiven Wanderungssaldo. Das 
Land werde „für immer mehr 
Menschen attraktiv“. Dafür 
sprächen auch Rückkehrer und 
Neuzugänge. Als Gründe führ­
te Haseloff das mittlerweile 
gute Arbeitsplatzangebot und 
eine der bundesweit besten 
Kinderbetreuungen ins Feld. 
Auch Wohnungen seien in die­
sem Bundesland vielerorts 
noch gut und günstig, die Le­
benshaltungskosten geringer 
als im Westen. Aber auch der 
Regierungschef räumte ein, 
dass der Abwanderungsstopp 
noch nicht überall greife. 

Die Ostbeauftragte der Bundes­
regierung, Iris Gleicke, sah sich 
genötigt, mit Blick auf die Stu­
die „einen ordentlichen Schluck 
Wasser in den Wein zu gießen“. 
Die Abwanderung Richtung 
Westen stocke nicht zuletzt, 
weil es in vielen ostdeutschen 
Regionen schlicht niemanden 
mehr gebe, der noch abwan­
dern könne, wird Gleicke von 
der „Berliner Zeitung“ zitiert. 
Insbesondere die Herausforde­

rungen für die Kommunen wür­
den nicht kleiner, sondern grö­
ßer, zumal der Anteil älterer 
Menschen ständig steige. Die 
Kommunen müssten auch in 
Zukunft in der Lage sein, ihre 
zentralen Aufgaben – etwa in 
der Daseinsvorsorge – zu erfül­
len, mahnte Gleicke. Struktur­
schwache Regionen in Ost und 
West müssten gefördert wer­
den, schließlich seien es vor al­
lem wirtschaftsstarke Städte, 
die von der Wanderungsbewe­
gung profitierten.

<< Weniger Frauen gehen

Verändert haben sich nicht nur 
die Zahlen. Anfangs waren 
noch überproportional viele 
junge Frauen aus den neuen 
Ländern Richtung Westen ab­
gewandert. Und für die in den 

wirtschaftlich schwa­
chen Regionen Ost­
deutschlands verblei­
benden jungen Männer 
gestalteten sich die Aus­
sichten am Arbeitsmarkt 
sehr ungünstig – wie übri­
gens auch bei der Partner­
findung. „Diese Perspektiv­
losigkeit“, konstatieren die 
Autoren der IW-Studie, Wido 
Geis und Anja Katrin Orth, 
„führte zu großen sozialen 
Problemen. So war der 
Studie zufolge in den stark 
von der Abwanderung 
junger Frauen betroffe­
nen Gebieten der Zu­
spruch zu rechten Par­
teien besonders hoch.“ 

Nun haben sich die Wande­
rungsmuster verschoben: Seit 
2008 verlassen mehr Männer 
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den Osten 
Richtung 

Westen. Den­
noch herrscht 

in vielen Teilen 
der neuen Län­

der noch immer 
ein starker Män­

nerüberschuss. 
Im Jahr 2014 gin­

gen demnach  
3 244 Män­
ner, aber 

nur mehr 92 
Frauen in die 

alten Län­
der. 
Aber 

wie ein 
Blick auf 

einzelne Stadt- 
und Landkreise zeigt, verlieren 
einige Gebiete nach wie vor 
überproportional viele Frauen. 

So wird in der Studie etwa auf 
den Landkreis Anhalt-Bitter­
feld (Sachsen-Anhalt) verwie­
sen, in dem mit 3,6 Personen je 
1 000 Einwohnern die Netto-
Abwanderung von Frauen im 
Jahr 2014 am höchsten war, 
gefolgt von den Thüringer 
Landkreisen Altenburger Land 
mit 3,5 (Männer: 0,4) und Saa­
le-Orla mit 3,4 (Männer: 1,6) 
sowie dem Elbe-Elster-Kreis in 
Brandenburg mit 3,4 Personen 
(Männer: 4,0). Als einen Haupt­
grund dafür, dass weniger 
Frauen sich für einen Wegzug 
aus dem Osten entscheiden, 
vermuten die Verfasser der 
Studie die Perspektiven am Ar­
beitsmarkt. Diese hätten sich 
insbesondere im Dienstleis­
tungsbereich, wo viele Frauen 
beschäftigt sind, deutlich ver­
bessert.  

<< Anhaltender Männer
überschuss im Osten

Trotz der veränderten Ge­
schlechterstruktur der „Wan­
dernden“ haben sich die (Ge­
schlechter-)Verhältnisse in 
den alten und neuen Bundes­
ländern noch längst nicht an­
geglichen. Den Angaben zu­
folge waren 2014 im Osten 
52,4 Prozent der 20- bis 
49-jährigen Personen 
männlich – im Westen 50,5 
Prozent. Der Männerüber­
schuss in dieser Alters­
gruppe im Osten bleibt 
beeindruckend: Er war 
2014 am höchsten in 
Sachsen-Anhalt und Thü­
ringen mit jeweils 52,7 
Prozent, gefolgt von 
Sachsen mit 52,6 Pro­
zent, Mecklenburg-Vor­
pommern mit 52,4 Pro­
zent und Brandenburg 
mit 51,6 Prozent. Das 
einzige Bundesland 
mit Frauenüberschuss 
ist laut der Studie 
Hamburg, wo der 
Männeranteil im Al­
ter zwischen 20 bis 
49 „nur 49,8 Pro­
zent“ betrug. 

Auch der nach Krei­
sen differenzierte Blick 

auf Männeranteile ist auf­
schlussreich. So war der Anteil 
der 20- bis 49-jährigen Männer 
im Thüringer Ilm-Kreis am 
höchsten (54,9 Prozent), ge­
folgt von der kreisfreien Stadt 
Kaiserslautern (Rheinland-
Pfalz) mit 54,1 Prozent und der 
kreisfreien Stadt Suhl (Thürin­
gen) mit 54,0 Prozent. Vor al­
lem viele der ländlichen Gebie­
te in den neuen Bundesländern 
weisen der Erhebung zufolge 
sehr hohe Männeranteile auf.

<< Politik muss handeln

Zwar hat die Politik im Zusam­
menhang mit der Abwande­
rung aus ländlichen Gebieten 
in den neuen und teils auch 
den alten Bundesländern nur 
begrenzte Handlungsspielräu­
me, meinen die Autoren der 
Studie. Wanderungsbewegun­

gen innerhalb Deutschlands 
ließen sich per se nicht steu­
ern. Allerdings könne darauf 
hingewirkt werden, die von der 
Abwanderung besonders be­
troffenen Gebiete insbesonde­
re für junge Menschen attrak­
tiver zu machen. Das ist auch 
eines der Anliegen, die der dbb 
gemeinsam mit seiner Jugend­
organisiation im Rahmen der 
Mitarbeit an der Demografie­
strategie der Bundesregierung 
immer wieder zur Sprache ge­
bracht hat. Bessere Rahmenbe­
dingungen sind unerlässlich. 
Und zwar nicht nur für die An­
siedlung neuer Unternehmen, 
sondern auch, damit die Bürge­
rinnen und Bürger sich auch 
künftig überall auf qualitativ 
hochwertige und für jeder­
mann verfügbare Leistungen 
ihres öffentlichen Dienstes 
verlassen können.

cok
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Antrittsbesuch im Justizministerium:

Verlässliche Justiz  
gewährleisten
Zu einem Antrittsbesuch bei der neuen Justizmi­
nisterin Mecklenburg-Vorpommerns kam der dbb 
Landesvorsitzende Dietmar Knecht am 23. Januar 
2017 in Schwerin mit Ministerin Katy Hoffmeister 
sowie Staatssekretärin Birgit Gärtner zusammen.

Knecht wies mit Blick auf die 
Gerichtsstrukturreform auf  
die Bedeutung eines funktio­
nierenden Rechtsstaates hin: 
„Um diesen zu gewährleisten, 
braucht der öffentliche Dienst 
eine angemessene finanzielle 
Ausstattung und motiviertes 

Personal. Hier könnte man, 
ohne dass es zu enormen Aus­
gaben kommt, im eigenen Res­
sort Regelungen schaffen.“ Das 
sei insbesondere mit Verbeam­
tungen im mittleren Justiz­
dienst, der Beseitigung von 
Ungleichheiten bei Zulagen, 

objektiven Dienstpostenbe­
wertungen, Beförderungen 
und auch mit gesteigerter 
Sicherheit bei der Dienstaus­
übung möglich, erläuterte 
Knecht am Beispiel von Forde­

rungen der dbb Justizgewerk­
schaften. Ministerin Hoffmeis­
ter bot einen „kurzen Draht“ in 
der konstruktiven Zusammen­
arbeit an, auf die sie für die Zu­
kunft baue. �

dbb jugend in der Einkommensrunde:

Mahnwache in Schwerin
Im Rahmen einer bundesweiten Jugendwoche der dbb jugend (Bund) mach­
ten Jugendvertreter der Mitgliedsgewerkschaften des dbb mecklenburg-vor­
pommern am 23. Januar 2017 mit einer Mahnwache vor dem Schweriner 
Finanzministerium auf sich aufmerksam.

Vor Ort waren junge Mitglieder 
unter anderem aus den Berei­
chen Forst, Polizei, Verwaltung 
und Steuer. Ziel der Aktion war 
es, die Forderungen der jungen 
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst für die anstehenden 
Tarifverhandlungen zu unter­

streichen. Dazu gehört insbe­
sondere die Erhöhung der Azu­
bi-Gehälter um mindestens 
90 Euro, da bei den vergleichs­
weise geringen Einkommen 
eine prozentuale Erhöhung weit 
weniger ins Gewicht fällt. Diese 
Botschaft wurde direkt an Fi­

nanzminister Mathias Brodkorb 
übergeben, der sich die Zeit 
nahm, mit den Jugendlichen ins 
Gespräch zu kommen.

„Wir wollen heute deutlich 
machen, dass der öffentliche 
Dienst nicht zu vernachlässi­

gen und ein wichtiger Stand­
ortfaktor ist. Um den öffentli­
chen Sektor im Vergleich zur 
privaten Wirtschaft attraktiv 
zu halten, brauchen gerade 
junge Leute schon während 
der Ausbildung Starthilfe – 
90 Euro als Sockelbetrag sind  
da ein Schritt in die richtige 
Richtung“, betonte die stell­
vertretende dbb bundesju­
gendleiterin Liv Grolik. Karoline 
Herrmann, stellvertretende 
Landesjugendleiterin des dbb 
m-v ergänzte: „Junge Men­
schen brauchen Perspektiven, 
und der öffentliche Dienst 
braucht dringend junge Men­
schen. Daher sollte es doch gar 
keiner Erklärung bedürfen, wa­
rum nach der Ausbildung  
die unbefristete Übernahme 
folgen muss! Wer heutzutage 
noch davon ausgeht, dass al­
lein der Begriff ‚öffentlicher 
Dienst‘ genügt, um guten 
Nachwuchs zu bekommen, 
braucht sich über mangelnde 
geeignete Bewerberzahlen 
nicht zu wundern.“�

<< Justizministerin Katy Hoffmeister und der Vorsitzende des dbb mecklen­
burg-vorpommern, Dietmar Knecht.

©
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<< Mitglieder der dbb jugend m-v im Gespräch mit Finanzminister Mathias Brodkorb.
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Bertelsmann-Studie zur Beihilfe:

Unseriöse Forderung 
Der dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht hat 
die Anfang Januar 2017 veröffentlichte Studie der 
Bertelsmann Stiftung zur Krankenversicherungs­
pflicht für Beamte als unseriös zurückgewiesen. 
Die Studie fordert die Abschaffung der Beihilfe 
und weiterer beamtenrechtlicher Sicherungssys­
teme wie der Heilfürsorge und unterstellt, dass 
Mecklenburg-Vorpommern Millionen Euro sparen 
könnte, wenn die Beamten in die gesetzliche 
Krankenversicherung (GKV) wechselten.

„Die immer wiederkehrende 
Neiddebatte zwischen Rente 
und Versorgung wird nun um 
die Beihilfe erweitert“, so 
Knecht. Bei der Gesamtbe­
trachtung der Studie offenbare 
sich, dass sie viele leider auch 
unseriöse Spekulationen enthal­
te, weil sie unter anderem die 
Wirkung eines Systemwech­
sels auf die private Pflegever­
sicherung völlig ausblende. 
„Ebenso wenig befasst sich  
die Studie mit den absehbaren 

Erhöhungen der Beiträge zur 
gesetzlichen Krankenversi­
cherung, die notwendig sein 
werden, um das Gesundheits­
system der Bundesrepublik 
Deutschland zu sichern und 
vor dem Kollaps zu bewahren. 
In der Pressemeldung der Ber­
telsmann Stiftung wird zudem 
suggeriert, dass die Behand­
lungskosten für Beamte fast 
gedrittelt werden könnten, 
wenn nicht nach den Gebüh­
renordnungen für Privatversi­

cherte abgerechnet würde“, 
kritisierte Knecht.

Die Studie unterstellt bei einer 
Versicherung der Beamten in 
der GKV dort Mehreinnahmen 
von 15 Milliarden Euro jährlich. 
„Allerdings hätten die öffentli­
chen Kassen die Hälfte davon 
zusätzlich als Arbeitgeberan­
teil zu tragen. Hinzu kämen 
notwendige Anhebungen der 
Besoldung und Versorgung, 
um solche zusätzlichen Bei­
tragspflichten auszugleichen. 
Der Einspareffekt ist somit 
eher illusorisch.“

Der dbb m-v ist der Auffas­
sung, dass das vorgeschlagene 
Konzept nicht nur die Funkti­
onsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes gefährden, sondern 
über kurz oder lang zur Ein­
heitsversicherung und dem 
Verlust von Wettbewerbsele­
menten auf dem Gesundheits­
markt führen würde. Der dbb 
m-v vertritt weiterhin die Posi­

tion, dass die Beihilfe neben 
Besoldung und Versorgung 
zum Gesamtpaket der Alimen­
tation von Beamten durch ih­
ren Dienstherrn gehört. Gera­
de das Beihilfesystem eröffnet 
eine gewisse Konkurrenzfähig­
keit mit der Wirtschaft im 
Wettbewerb um beruflichen 
Nachwuchs. Entfällt diese, 
gefährdet das den Staat in  
der verlässlichen Leistungs­
erbringung gegenüber seinen 
Bürgern.

Erschwerend kommt hinzu, 
dass die Studie selbst ein­
räumt, sich mit den Fragen  
des Beamten- und Verfas­
sungsrechts nicht beschäftigt 
zu haben. Daran scheiterten 
jedoch bereits alle bisher vor­
geschlagenen Modellansätze. 
Bestrebungen nach einer Ab­
schaffung der eigenständigen 
Beihilfe durch Einheitszwangs­
versicherung oder Bürgerversi­
cherung tritt der dbb m-v mit 
Entschiedenheit entgegen.�

Länderfinanzausgleich:

Einheitlichkeit in der Besoldung gefordert
Der dbb mecklenburg-vorpommern begrüßt den im Dezember 2016 erziel­
ten Kompromiss beim Länderfinanzausgleich. Bund und Länder hatten sich 
auf eine Neuordnung ihrer Finanzbeziehungen verständigt. 

„Nachdem nun die weitere 
Unterstützung unseres Bun­
deslandes bis zum Jahr 2030 
geregelt ist, erwarten wir von 
der Landespolitik ein Ende der 
besoldungstechnischen Expe­
rimente, denn das dafür im­
mer wieder gern als Argument 
herangezogene ‚Ende des Län­
derfinanzausgleichs 2019‘ 
gehört ja nun der Vergangen­
heit an“, so der dbb Landes­
vorsitzende Dietmar Knecht.

Die Einigung gewährleiste ei­
nen richtigen Schritt hin zur 
grundgesetzlich geschützten 
Einheitlichkeit der Lebensver­
hältnisse in der Bundesrepu­
blik. „Daneben muss der Staat 
aber auch für seine Bedienste­
ten eine Grundeinheitlichkeit 
mit Mindeststandards ge­
währleisten. Es ist schlicht 
inakzeptabel, dass beispiels­
weise im Strafvollzug und in 
der Wissenschaft bei der Be­

soldung Differenzen von bis 
zu 19 Prozent bei gleicher Ar­
beit bestehen, einzig davon 
abhängig, ob man in M-V oder 
in Bayern oder Baden-Würt­
temberg beschäftigt ist“, 
betonte Knecht.

Eine attraktive und im Länder­
vergleich standhaltende Be­
soldung sei notwendig, damit 
der öffentliche Dienst flächen­
deckend auch künftig bestens 

geeignetes, hoch qualifiziertes 
und motiviertes Personal an 
sich binden könne. Nur so sei 
eine Daseinsvorsorge rund um 
die Uhr und an 365 Tagen im 
Jahr im Angesicht des demo­
grafischen Wandels möglich.

„Wenn die Landespolitik an­
fängt, ihre eigenen Bedienste­
ten wertzuschätzen, kann sie 
Befürchtungen aus der Koaliti­
onsvereinbarung, dass künftig 
kein ausreichendes Angebot 
an öffentlichen Dienstleistun­
gen mehr garantiert werden 
kann, wirksam entgegentre­
ten“, so Knecht.�
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Gewalt gegen Beschäftigte: 

Traurige Realität nicht hinnehmen
Physische und psychische Gewalt gegen Mitarbeiter gehören für Polizei- und 
Rettungskräfte zum harten Berufsalltag. Aber auch in vielen anderen Berei­
chen wie in Jobcentern, Finanz- und kommunalen Ämtern, bei den Gerichts­
vollziehern oder in Schulen nehmen die Fälle in den letzten Jahren enorm zu. 
Politik wie Arbeitgeber müssen ihrer Fürsorgepflicht gerecht werden und 
sich schützend vor ihre Mitarbeiter stellen.

Der dbb m-v begrüßt daher die 
Initiativen, die von der Landes­
regierung Mecklenburg-Vor­
pommern ausgingen, nicht nur 
Mitarbeiter in Uniform besser 
zu schützen. Hierzu hat der 
dbb m-v mit GDL-Vertretern 
am 19. Januar 2017 bei einem 
Treffen mit Innenminister Lo­
renz Caffier sowie dem Inspek­
teur der Landespolizei, Wilfried 
Kapischke, darauf aufmerksam 
gemacht, dass die sinkende 
Hemmschwelle bei Übergriffen 
gegen Bahnmitarbeiter eben­
falls thematisiert werden 
muss. „Hier verzeichnen wir 
seit dem letzten Jahr eine Zu­
nahme der gewalttätigen An­
griffe um 28 Prozent“, so der 
dbb Landesvorsitzende Diet­
mar Knecht auf dem Schweri­
ner Hauptbahnhof. Erste Erfah­
rungen zeigten, dass sich 
neben verstärkter Präsenz von 
Bundes- und Landespolizei 

auch der präventive Einsatz 
von Kameras oder Bodycams 
positiv auswirke. „Die Zahl der 
Angriffe geht deutlich zurück, 

wenn mögliche Täter wissen, 
sie werden aufgezeichnet“, so 
der Vorsitzende des GDL-Bezir­
kes Nordost, Frank Nachtigall.

„Die Sicherheit der Bevölkerung 
und unserer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter hat für uns 
oberste Priorität. Und deshalb 
freut es mich sehr, dass die Ko­
ordinierung und Abstimmung 
zwischen Landes- und Bundes­
polizei im Nordosten in den 
allermeisten Einsätzen hervor­
ragend funktioniert. Die Polizis­
tinnen und Polizisten halten zu­
sammen und arbeiten 
zusammen – egal welches Wap­
pen auf dem Oberarm prangt“, 
sagte Innenminister Lorenz 
Caffier und ergänzte: „Die aktu­
elle Entwicklung der zunehmen­
den Gewalt ist völlig inakzepta­
bel. Eine umfassende und 
intelligente Videoüberwachung 
von gefährdeten öffentlichen 
Plätzen, an Verkehrsknoten­
punkten sowie im öffentlichen 
Personennahverkehr hilft, Straf­
taten und Ordnungswidrigkei­
ten zu vermeiden.“

„Niemand muss sich beleidigen, 
bespucken oder angreifen las­
sen, schon gar nicht, wenn er 
sich mit seiner Arbeit in den 
Dienst der Bürgerinnen und Bür­
ger stellt, bei Verfehlungen darf 
es hier Null Toleranz geben“, 
unterstrich der dbb Landesvor­
sitzende Dietmar Knecht.�

<	 dbb jugend informierte Studierende in Güstrow

Am 19. Dezember 2016 war 
die dbb jugend mecklenburg-
vorpommern mit einem weih­
nachtlichen Informations­
stand an der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung, 
Polizei und Rechtspflege in 
Güstrow vertreten. 

Bei frisch gebackenen Waffeln 
und heißem Kakao kam das 
dbb Team mit Studierenden 
der Fachbereiche Allgemeine 
Verwaltung, Steuerverwal­
tung und Polizei ins Gespräch 
und wies sowohl auf die Rolle 
der einzelnen Fachgewerk­
schaften, als auch auf die Be­

deutung des dbb als starker 
Dachverband hin. 

Neben Gesprächen mit den 
Studierenden und Lehrkräften 
der Fachhochschule nahm sich 
auch die Direktorin der Fach­
hochschule, Dr. Marion Rau­
chert, Zeit für einen Austausch 
und betonte, wie wichtig es ist, 
dass die Studierenden gleich  
zu Beginn ihres Berufslebens 
durch uns über all ihre Mög­
lichkeiten informiert werden. 
Im Bild: Karoline Herrmann,  
Liv Grolik, Dr. Marion Rauchert, 
Susanne Wienke und Andrej 
Thielebein (von links).

<< Vertreter des GDL-Bezirks Nordost und des dbb m-v im Gespräch mit 
Innenminister Caffier: Volker Krombholz, Frank Nachtigall (beide GDL 
Nordost), Innenminister Lorenz Caffier, Polizeiinspekteur Wilfried 
Kapischke und dbb Landesvorsitzender Dietmar Knecht. (von links)
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Rechtspflegertag 2016:

Politik muss Anreize schaffen
Am 23. November 2016 fand im Plenarsaal des 
Oberlandesgerichts Rostock der Rechtspflegertag 
des Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern 
des Bundes Deutscher Rechtspfleger (BDR) statt.

Über 60 Rechtspfleger hatten 
sich zur Fortbildungsveranstal­
tung Teil I „Aktuelle Entwick­
lungen im Grundbuchrecht“ 
angemeldet, für deren Durch­
führung der Verband den re­
nommierten emeritierten Do­
zenten Helmut Wagner von 
der Fachhochschule Rotenburg 
an der Fulda gewonnen hatte.

Der Begrüßungsrede des BDR-
Landesvorsitzenden Lars Birke 
folgte ein Grußwort des dbb 
Landesvorsitzenden Dietmar 
Knecht. Dieser ging unter an­
derem auf den zwischen SPD 
und CDU nach den Landtags­
wahlen geschlossenen Koaliti­
onsvertrag zur Fortsetzung der 
großen Koalition in M-V ein: 
„SPD und CDU haben es ver­
säumt, Motivationsfaktoren 
für das vorhandene Personal  
zu vereinbaren. Gleichzeitig 
fehlen Anreize für junge Men­
schen, ihren Berufswunsch im 
öffentlichen Dienst zu sehen. 
Wir erwarten von den Koalitio­
nären endlich ein Bekenntnis 
zum Personal des öffentlichen 
Dienstes. Wer die eigenen Leu­
te als fünftes Rad am Wagen 
betrachtet, schwächt die Da­
seinsvorsorge des öffentlichen 
Dienstes – wir brauchen Klar­
heit, wohin die Reise geht. 
Dazu gehören beispielsweise 
auch Verbesserungen bei der 
Dienstpostenbewertung“, be­
tonte Knecht. Der dbb Landes­
vorsitzende unterstrich außer­
dem die Forderung des dbb, 
künftig wieder zu wirkungs­
gleichen Übertragungen von 
Tarifabschlüssen auf die Beam­
tenschaft zurückzukommen.

Im Anschluss stellte sich der 
neue Abteilungsleiter I des 

Justizministeriums, der Vize­
präsident am Oberlandesge­
richt, Kai Uwe, Theede den Fra­
gen der Rechtspfleger. Hierbei 
wurden besonders intensiv die 
bisherigen Ergebnisse der Ar­
beitsgruppe „Dienstposten­
bewertung“ diskutiert.

Die uneinheitliche Vorgehens­
weise anderer Bundesländer 
von kompletter Bündelung aller 
Beförderungsämter der Rechts­
pflegerlaufbahn bis zu einer be­
reits erstellten Bewertung in 
Anlehnung an das Genfer Sche­
ma wurden dargestellt und mit 
dem in Mecklenburg-Vorpom­
mern angewandten Bewer­
tungssystem der Firma „PiW“, 
welches für die Bewertung von 
Dienstposten in der allgemei­
nen Verwaltung konzipiert ist, 
verglichen. Die Vertreter des 
BDR legten anschaulich dar, 
dass die Besonderheiten der 
Justiz im Allgemeinen und jene 
des Berufes des Rechtspflegers 
in seiner Stellung als unabhän­
giges Organ der Rechtspflege 
im Besonderen, in diesem Be­
wertungssystem nicht darge­
stellt werden können und es 
daher auch derzeit fraglich sei, 
inwieweit ein einvernehmliches 
Ergebnis der Arbeitsgruppe er­
zielt werden kann.

Anschließend wandten sich die 
Gesprächspartner den Themen 
Beförderungen, Förderung der 
Amtsanwaltslaufbahn, Auswer­
tung der bisher umgesetzten 
Teile der Gerichtsstrukturre­
form und des lange erwarteten 
Starts der Vertrauensarbeitszeit 
für Rechtspfleger, welche in 
Mecklenburg-Vorpommern 
bisher leider nur eine flexible 
Arbeitszeit ist, zu.

Auch hier brachten die in den 
Personalvertretungen aktiven 
Verbandsmitglieder gegenüber 
dem Justizministerium einer­
seits den Dank zum grundsätz­
lichen Durchbruch in dieser 
Frage aber gleichzeitig auch ihr 
Unverständnis über die unnöti­
ge Beschneidung des Teilneh­
merkreises zum Ausdruck. 

Abschließend informierte  
der Leiter des Fachbereiches 
Rechtspfleger über seine Vor­
schläge an das Oberlandesge­
richt und das Justizministerium 
zur Änderung der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung da­
hingehend, dass der fachtheo­
retische Studienteil auf 
mindestens 24 Monate ausge­
weitet werden kann. Hierzu 
führte er aus, dass die gewon­
nene Studienzeit mit dem sinn­
vollen Erwerben sozialer aber 
auch wirtschaftlicher Kompe­
tenzen in dann neu gefassten 
Studiengängen genutzt wer­
den soll, um den immer weiter 
wachsenden Anforderungen 
des Rechtspflegerberufes ge­
recht werden zu können.

Der BDR unterstützt diese Be­
mühungen im Hinblick auf das 
Ansehen des Studiums und die 
leichtere Anerkennung im  

Falle eines später möglicher­
weise geplanten Aufbaustudi­
ums im Interesse der Attrakti­
vität von Studium und Status 
des Rechtspflegers nachdrück­
lich.

„Junge Leute im öffentlichen 
Dienst brauchen motivierende 
Beschäftigungsbedingungen,  
um sie für einen Beruf im öf­
fentlichen Sektor zu begeis­
tern, aber auch, um sie nach 
erfolgreicher Ausbildung dort 
halten zu können“, unterstrich 
der BDR-Landesvorsitzende 
Lars Birke.

Das Thema Dienstpostenbe­
wertung war auch Hauptinhalt 
eines ersten Gesprächs von 
BDR-Vertretern mit der neuen 
Justizministerin Katy Hoffmeis­
ter, das am 12. Dezember statt­
fand. Diese soll nach Wunsch 
des Justizministeriums bis zur 
nächsten Beurteilungsrunde 
(Stichtag 1. Mai 2017) abge­
schlossen sein, um rechtssiche­
re Beurteilungen und Beförde­
rungen, so das JM, vornehmen 
zu können. Aufgrund der 
„Rechtsunsicherheit“ fanden 
2015 keine und 2016 nur ein­
geschränkte Beförderungen 
(bis maximal A 11) statt. An 
dem Gespräch nahmen auch 
der Leiter des Fachbereichs 
Rechtspflege der Fachhoch­
schule für öffentliche Verwal­
tung, Polizei und Rechtspflege 
des Landes Mecklenburg-Vor­
pommern, Sven Bielfeldt, und 
der Vorsitzende des Landesver­
bandes der Amtsanwälte, Lars 
Geier, teil. So konnten die Posi­
tionen zur Dienstpostenbewer­
tung, aber auch zum nicht 
minder wichtigen Thema der 
flexiblen Arbeitszeit, von un­
terschiedlichen Standpunkten 
beleuchtet werden. Die Minis­
terin sagte eine Prüfung beider 
Themen zu und stellte darüber 
hinaus ein weiteres Gespräch 
Anfang Februar zur Dienstpos­
tenbewertung in Aussicht. �

§§
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SBB-Chefin Nannette Seidler im Interview mit dem regional magazin:

Auf uns wartet ein arbeitsreiches Jahr
Ihre gewerkschaftliche Heimat 
ist die Deutsche Steuer-Gewerk-
schaft. Warum sind Sie damals 
in die Gewerkschaft eingetre-
ten? 

Meinen ersten Kontakt mit 
einer Gewerkschaft hatte ich 
1993. Ich war neu in den Perso­
nalrat gewählt und besuchte 
eine Grundschulung zum Per­
sonalvertretungsrecht. Die Re­
ferentin war Helene Wildfeuer, 
die heutige Vorsitzende der 
dbb bundesfrauenvertretung. 
Mir wurde schnell klar, dass 
Personalvertretung ohne Ge­
werkschaft nicht geht. Direkt 
nach dem Seminar wurde ich 
Mitglied der DSTG Sachsen.

Bei der DSTG sind Sie für die 
Frauenvertretung verantwort-
lich. Wofür setzten Sie sich ins-
besondere ein? 

Dauerthema ist natürlich die 
bessere Vereinbarkeit von Fa­
milie und Beruf. Auf diesem 
Gebiet haben wir schon viel 
erreicht, beispielsweise moder­
ne Arbeitszeitmodelle oder Te­
learbeit. Ganz wichtig sind die 
Fragen der beruflichen Chan­
cengleichheit von Frauen. Hier 
spielen dienstliche Beurteilun­
gen eine große Rolle, die sich 
zu oft an täglicher Präsenz 
festmachen. Für Kolleginnen  
in Teilzeit oder nach Beurlau­
bung ist dies natürlich fatal. 
Letztlich wird schließlich mit 
diesen Beurteilungen die Vor­
aussetzung für berufliche Kar­
rieren geschaffen.

Ist mit der Wahl zur Landesvor-
sitzenden ein lang gehegter 
Wunsch wahrgeworden?

Ehrlich gesagt, nein. Als Stell­
vertreterin im SBB war ich 
mehr als zufrieden und in viele 
Prozesse eingebunden. Auch 
bei den DSTG-Frauen gibt es 
spannende Themen zu bear­
beiten. 

Als sich dann im Sommer die 
Situation ergab, dass der SBB 
Landesbund ohne Vorsitz da­
stand, haben alle Stellvertreter 
zusammengestanden und die 
Aufgaben gemeinsam erledigt. 
Und daraus ist dann der Ge­
danke an die Kandidatur und 
damit die neue Aufgabe ge­
wachsen. Dass die komplette 
Landesleitung mich darin un­
terstützt hat, ist dabei natür­
lich nicht zu unterschätzen.

Worauf kommt es Ihnen im 
neuen Amt an? 

Für mich liegt die größte Stärke 
des SBB in seiner Vielfalt. Durch 
die große Zahl der verschiede­
nen Fachgewerkschaften haben 
wir Mitglieder aus allen Berei­
chen des öffentlichen Dienstes 
sowie der privatisierten Berei­
che. Wir haben spezielle Vertre­
tungen für Frauen, Jugend und 
Senioren. Es gibt Kommissionen 
und Arbeitsgruppen für aktu­
elle Themen. All diese Kom­
petenzen zu bündeln ist span­
nend und es macht uns zu 
einem ernst zu nehmenden 
Gesprächspartner in Politik  
und Verwaltung. Aus all die- 
sen verschiedenen kleinen  
und großen Themen und Stim­
men ein „WIR“ zu machen, ist 
mir ein besonderes Anliegen.

Welche Schwerpunkte setzen 
Sie für das Jahr 2017?

Das Jahr 2017 startet mit der 
Einkommensrunde für die Be­
schäftigten der Länder. Ich 
würde mich sehr wundern, 
wenn die Einkommensrunde  
ohne Aktionen über die Bühne 
ginge. Der dbb beamtenbund 
und tarifunion ist Verhand­
lungsführer und der SBB wird 
mit seinen Gewerkschaften ge­
fordert sein. Die anschließende 
Übernahme der Ergebnisse auf 
den Beamtenbereich ist zwar 
signalisiert, aber natürlich 
bleibt auch dies abzuwarten.

Für das 2. Halbjahr 2017 haben 
wir einen Kongress geplant, 
der sich mit der Zukunft des 
öffentlichen Dienstes in Sach­
sen beschäftigt. Im Vorfeld 
dazu werden wir mit unseren 
Gewerkschaftern und betrieb­
lichen Interessenvertretern  
das Gespräch suchen. Diese 
wissen schließlich genau, wo 
„der Schuh drückt“. Aber alle 
Einzelheiten kann ich natürlich 
noch nicht verraten.

Im Fokus unserer Arbeit steht 
auch weiterhin der Austausch 
mit Vertretern aus Politik und 
Verwaltung. Diese für die The­
men unserer Kolleginnen und 
Kollegen zu sensibilisieren, Hin­
tergründe zu erklären und vor 
allem bei wichtigen Themen ge­
meinsame Lösungen zu suchen, 
das ist klares Ziel unserer Arbeit.

Waren Sie schon immer am 
Politikgeschehen interessiert?

Ich denke schon. Spannend 
war für mich vor allem immer 
die Frage, wie Politik funktio­
niert. Das hat sich durch mo­
derne Medien total verändert. 
In der aktuellen Zeit sehen und 
hören wir überall Unmut und 
Politikverdrossenheit. Sich aber 
ins Private zurückzuziehen, im 

Freundeskreis zu meckern, 
wäre für mich kein Weg.

Gerade jetzt ist aktive und 
gelebte Politik aus meiner  
Sicht total wichtig. Objektive 
Information, Austausch mit 
Abgeordneten, Hinterfragen 
von Entscheidungen, all das 
braucht Zeit und macht Arbeit, 
aber Demokratie ist eben nicht 
zum Nulltarif zu haben.

Man hat heute den Eindruck, 
dass es zunehmend schwerer 
ist, junge Leute für die Gewerk-
schaftsarbeit zu motivieren. 
Sehen Sie Lösungsansätze für 
dieses Problem? 

Ich bin überzeugt, dass junge 
Menschen sehr an Politik und 
aktuellen Themen interessiert 
sind. Eine ‚Gewerkschaft‘  
fühlt sich aber wohl für den 
einen oder die andere irgend­
wie altbacken an. Vielleicht 
auch deswegen, weil in den 
Entscheidungsgremien oft 
lebenserfahrenere Gewerk­
schafter sitzen.

Außerdem werden uns die 
„kritischen“ Themen der jun­
gen Kolleginnen und Kollegen 
oft erst später bewusst. Pro­
bleme bei beruflichen Perspek­

<	 Nannette Seidler

©
 p

riv
at

> dbb regional magazin  |  Januar/Februar 2017

dbb regional

8

Sa
ch

se
n

>



Personalvertretungskommission:

Grundseminar absolviert
Der SBB führte Anfang Dezember 2016 eine Grund­
schulung nach § 47 (1) SächsPersVG für Personal­
ratsmitglieder und Ersatzmitglieder durch und 
rundete damit das Personalratswahljahr 2016 ab.

Das Grundseminar richtete sich 
an Personalratsmitglieder und 
Ersatzmitglieder, die erstmals 
bei den Personalratswahlen 
2016 gewählt wurden. Im Se­
minar wurden neben den per­
sonalvertretungsrechtlichen 
Grundlagen auch Vorschläge 

zur betriebsspezifisch optima­
len Durchführungs- und Vorge­
hensweise besprochen. 

Ein Schwerpunkt des Seminars 
lag bei der Vollständigkeit und 
Nachvollziehbarkeit der Tages­
ordnungspunkte. Hierzu bietet 

der Kommentar zum Personal­
vertretungsrecht folgende In­
formation: Die Angaben in der 
Tagesordnung müssen es den 
Personalratsmitgliedern ermög­
lichen, sich ein genaues Bild 
über die zu behandelnden 
Angelegenheiten zu machen, 
damit sie sich sachgerecht 
vorbereiten können. Weitere 
Schwerpunkte waren die Ver­

hinderung der Teilnahme an  
der Sitzung sowie die Informa­
tionsweitergabe von einer Sit­
zung, wenn keine Teilnahme 
möglich war. Abgerundet wurde 
das Seminar mit einer Übersicht 
zur aktuellen Rechtsprechung. 

André Ficker, Vorsitzender  
der Kommission Personal

vertretungsrecht des SBB

SBB Seniorenvertretung:

Demografischer Wandel statistisch 
beleuchtet
Bei der Hauptversammlung der SBB Seniorenvertretung am 1. Dezember 
2016 in Dresden stand der demografische Wandel im Fokus.

Doktorand Jan Kluge vom  
ifo Institut, Niederlassung 
Dresden, informierte anhand 
ausgewählter Zahlen des 
Statistischen Landesamtes 
des Freistaates Sachsen über 

die Bevölkerungsprognose  
in den sächsischen Landkrei­
sen und Städten bis 2030. Er 
prognostizierte die Zunahme 
des Medianalters bis 2060 
und den Anteil der über 

60-Jährigen bis 2035 sowie 
deren flächenmäßige Vertei­
lung in Deutschland. Ferner 
betrachtete er die Zuwande­
rung nach Herkunftskonti­
nenten.

Der Anteil der Bevölkerung  
mit Migrationshintergrund sei 
im Wachstum begriffen und 
könnte 2030 circa 30 Prozent 
betragen. Einen Zustrom dieser 
Arbeitskräfte nach Sachsen 
schätzte er als gering ein. Als 
Potenzial für den sächsischen 
Arbeitsmarkt sieht Kluge die 
Beschäftigungsquote der Frau­
en. Sachsen liege statistisch 
mit 59,2 Prozent vor Thürin­
gen, Brandenburg, Mecklen­
burg-Vorpommern und Sach­
sen-Anhalt bundesweit an der 
Spitze. Bayern folge mit 53,7 
Prozent, das Schlusslicht bilde 
Bremen mit 46,4 Prozent. Ins­
gesamt sei „die aktuelle demo­
grafische Entwicklung sowohl 
Herausforderung als auch 
Chance.“�

©
 S

BB

©
 p

riv
at

©
 S

BB

tiven oder Beförderungsmög­
lichkeiten stehen während der 
Ausbildung und in den ersten 
Berufsjahren einfach noch 
nicht so im Vordergrund. Kol­
leginnen erleben oft erst nach 
einer Beurlaubung, dass plötz­

lich im Beruf vieles schwieri­
ger ist. Junge Leute müssen 
von jungen Leuten motiviert 
werden. Hier machen unsere 
Jugendvertretungen bereits 
eine tolle Arbeit. Überzeugen 
kann man junge Leute letzt­

lich nur mit Inhalten, nicht  
mit Werbeprämien. Ganz si­
cher müssen wir aber in der 
Präsentation unserer Arbeit 
noch mehr auf die Jugend zu­
gehen und manchmal etwas 
mutiger sein.

Was sind ihre Stärken?

Bei mir ist das Glas immer  
halb voll, nie halb leer. Dieser 
positive Blick auf die Umwelt 
hilft auch in schwierigen Mo­
menten.�
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Verband Sächsischer Rechtspfleger:

Altes im neuen Gewand?
Der Verband Sächsischer Rechtspfleger (VSR) fordert eine deutlich verbesserte 
Personal- und Sachausstattung der Justiz im Rahmen der Modernisierung der 
Software „forumSTAR“ sowie der Entwicklung und Einführung der E-Akte.

„Wenn die sächsische Justiz den 
Gewaltakt der Einführung der 
elektronischen Akte sowie die 
Modernisierung der Fachan­
wendung forumSTAR seriös im 
angedachten Zeitplan bis zum 
Jahre 2022 umsetzen und auf 
die Akzeptanz der Mitarbeiter 
bauen will, dann bedarf es ne­
ben einer Einbindung in die Pro­
zesse auch der professionellen 
Ausstattung der zuständigen 
Leitstelle für Informationstech­
nologie hinsichtlich Personal 
und Technik. Die geplanten wei­
teren Stellenkürzungen im Dop­
pelhaushalt 2017/18 stehen 
diesem Ansinnen diametral 
entgegen und werden zu einem 
Scheitern der Projekte führen“, 
sagte der Vorsitzende des VSR, 
Lars Beyer, auf dem Rechtspfle­
gertag am 30. November 2016 
im Zwickauer Landgericht.

Hintergrund der Veranstaltung 
war die im Zuge der geplanten 
Einführung der elektronischen 
Akte notwendige Überarbei­
tung des Anwenderprogramms 
forumSTAR, welches von zirka 
900 Rechtspflegern und nahe­
zu ebenso vielen Richtern in 

der ordentlichen Gerichtsbar­
keit Sachsens tagtäglich ge­
nutzt wird. Dabei machte die 
Vorführung des Prototypen 
forumSTAR modern durchaus 
Mut, da alles einer kritischen 
Prüfung unterzogen wird und 
bereits bessere Lösungsansät­
ze gefunden wurden.

Die Ersteinführung des Pro­
gramms forumSTAR classic, 
welche im Zeitraum von 2008 
bis 2015 erfolgte, war von 
mehreren Pannen, Fehlern und 
Ausfällen begleitet. Sie führte 
im Gerichtsalltag zu nicht un­
erheblichen Bearbeitungsver­
zögerungen für die Bürger und 
Frustration bei den Entschei­
dern. „Es kann nicht sein, dass 
aufgrund personell unzurei­
chender Ausstattung zum Bei­
spiel gesetzliche Änderungen 
erst nach über zwei Jahren um­
gesetzt werden“, legte Lars 
Beyer nach.

Für das Vorantreiben der wei­
tergehenden Modernisierung, 
welche zwingend erforderlich 
ist und auch seitens des VSR be­
fürwortet wird, werden jedoch 

wiederum erhebliche Arbeits­
kraftanteile der Praxis via Ab­
ordnungen gebunden. Dabei 
stellt insbesondere die Rechts­
pflegerschaft einen Großteil der 
diese Projekte umsetzenden 
Mitarbeiter. „Das befürworten 
wir ausdrücklich. Anwenderge­
rechte Endprodukte zu schaffen 
gelingt nur unter Einbeziehung 
der Praxis“, so Lars Beyer.

Doch anstatt die Anzahl der 
Stellen im Rechtspflegerbe­
reich anzuheben, wird trotz 
des durch die Abordnungen an­
fallenden Mehraufwandes der 
Stellenabbau weiter betrieben. 
Hierbei wird seitens des 
Dienstherrn gern damit argu­
mentiert, dass es sich bei der 
Entwicklung und Einführung 
der Projekte um eine nur tem­
poräre Mehrbelastung handle 
und deshalb keine dauerhaft 
bleibenden Beamten einge­
stellt werden könnten.

Dass dies eine Fehleinschätzung 
ist, zeigt der Blick in die Ver­
gangenheit. Das Projekt forum­
STAR wurde bereits 1998, da­
mals noch unter dem Namen 

„Baytech“, ins Leben gerufen. 
Es sind somit 17 Jahre vom 
Startschuss bis zur flächende­
ckenden Einführung in Sachsen 
vergangen. Damit wurde die 
durchschnittliche 15-jährige 
Lebensdauer eines EDV-Pro­
grammes bereits überschrit­
ten. Es handelt sich nicht um 
einen temporären, sondern 
vielmehr um einen fortwäh­
renden Prozess.

Neben dem Mehr an rechtli­
chem Fachpersonal bedarf es 
aber auch mehr professioneller 
Programmierer. Durch deren 
Fehlen können erforderliche 
Anpassungen von bereits be­
stehenden Textformularen, 
beispielsweise aufgrund von 
Gesetzesänderungen, nicht 
zeitnah vorgenommen und im­
mer weniger der vormals zur 
Umsetzung zugesagten und 
erforderlichen Formulare an 
die Gerichtspraxis ausgeliefert 
werden. Dadurch nehmen die 
Mehrbelastungen für die Pra­
xis deutlich zu. Aber auch neu 
auftretende Fehler werden 
nicht mehr kurzfristig beho­
ben, sondern es müssen zeit­
aufwendige Behelfslösungen 
gefunden und umgesetzt wer­
den. So ist von einer durch 
forumSTAR versprochenen 
Arbeitserleichterung bisher 
nichts zu spüren. Vielmehr hat 
dies zu erhöhter Arbeitsbelas­
tung und steigender Frustrati­
on bei Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter beigetragen.

Nach Auffassung des VSR kön­
nen solche immensen Heraus­
forderungen langfristig nur mit 
einem Mehr an Personal und 
Sachausstattung bewerkstel­
ligt werden. Dies sollte nun 
auch endlich vom Dienstherrn 
erkannt und umgesetzt wer­
den, damit Sachsen im Justiz­
bereich zukunfts- und arbeits­
fähig bleibt.

Maik Janich, VSR
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Bund deutscher Forstleute Sachsen:

Kampagne gestartet 
Am 16. Dezember 2016 traf sich eine Gruppe von 
acht engagierten Förstern zu einer Arbeitsrunde 
an der TU München in Freising. Das Thema des 
Workshops war die qualifizierte Öffentlichkeits­
arbeit der Forstleute. 

Begleitet wurde der Arbeits­
kreis von Prof. Dr. Michael Suda 
und Gerhard Seidl. Suda ist Lei­
ter des Lehrstuhls für Wald- 
und Umweltpolitik der Techni­
schen Universität München. 
Seidl ist Dozent für Fortbildun­
gen im Bereich Kommunikati­
on, Führung, Projektmanage­
ment und Organisationsent- 
wicklung. Nötig wurde der 
Workshop aufgrund des Kar­
tellrechtsverfahrens des Bun­
deskartellamtes: Dieses will im 
Rundholzverfahren gegen das 
Land Baden-Württemberg we­
sentliche Teile der Aufgaben 
der Forstwirtschaft unter das 
Primat des Wettbewerbsrechts 
stellen. Dies hat Auswirkungen 
auf die Bewirtschaftung und 
Pflege des Waldes in ganz 
Deutschland. Als Förster weh­

ren wir uns dagegen. Der Bund 
Deutscher Forstleute hat daher 
eine Gemeinwohlkampagne 
unter dem Thema: „Keine 
Waldbewirtschaftung ohne 
Gemeinwohl – Kein Gemein­
wohl ohne Waldbewirtschaf­
tung“ gestartet. 

„Sie müssen Sachverhalte so 
darstellen, dass sie von denen 
verstanden werden, die sie 
noch nicht kennen“, so Gerhard 
Seidl. „Ein Beispiel: Wenn man 
annimmt, das Holzauszeichnen 
ist bereits ein Teil der ‚wettbe­
werblichen Tätigkeit‘, so kann 
das ein Förster nicht recht be­
greifen. Ein Kartellamtler sieht 
bei dieser Tätigkeit, dass mit 
der Holzauszeichnung die Men­
ge – und damit auch der Preis 
– des zu entnehmenden Holzes 
bestimmt wird. Als Förster sehe 
ich darin unter anderem, was 
muss ich entnehmen, dass der 
verbleibende Bestand die rich­
tigen Standraumparameter 
erhält, also in Zukunft über 
Jahrzehnte gut wachsen und 
gedeihen kann und dass die 
Mischung im Bestand stimmt.“ 

Udo Mauersberger,  
Geschäftsführer BDF

<	 SBB Frauenvertretung entwarf Jahresplanung

Der Vorstand der SBB Frauenvertretung tagte am 13. und 14. Januar 
2017 in Pulsnitz und legte die Schwerpunkte für das gewerkschafts­
politische Jahr fest. Die Unterstützung der Mitgliedsgewerkschaf­
ten beim Aufbau und der Optimierung ihrer Frauenvertretungen, 
die Mitwirkung bei der Neugestaltung und Modernisierung des 
Sächsischen Frauenförderungsgesetzes (SächsFFG) und die Förde­
rung der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf sollen dabei 
im Mittelpunkt stehen.

Tanja Teich, Vorsitzende der SBB Frauenvertretung, informierte: 
„Gemeinsam mit dem Landesfrauenrat sind wir derzeit mit der 
Verwaltung des Sächsischen Sozialministeriums, Bereich Gleich­
stellung und Integration, im Gespräch, damit unsere Forderungen 
bereits im Gesetzentwurf des neuen modernen Gleichstellungs­
gesetzes berücksichtigt werden. Sobald uns der Gesetzentwurf 
zur Anhörung vorliegt, werden wir unsere Mitgliedsgewerkschaf­
ten beteiligen.“

Die Hauptversammlung der SBB Frauenvertretung wird am 10. April 
2017 stattfinden. Schwerpunkt soll der Aufbau einer Frauenvertre­
tung und deren Vernetzung sein. Als Gast erwarten die SBB-Frauen 
die Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung, Helene Wildfeuer. 
Die diesjährigen Infoveranstaltungen der SBB Frauen in Dresden, 
Chemnitz und Leipzig werden unter dem Motto „Sicherheit am Ar­
beitsplatz“ stehen. Im Bild: Margot Sarink, Monika Dietz, Tanja Teich 
(Vorsitzende), Birgitt Noack und Sabine Marz (von links).

<	 Glückwünsche

Der SBB Beamtenbund  
und Tarifunion Sachsen 
gratuliert herzlich:

Heidrun Esper� DVG

zur Wiederberufung zur 
ehrenamtlichen Richterin 
beim Sozialgericht Chemnitz.

©
 S

BB

pr
iv

at

<	 Zur 58. dbb Jahrestagung in Köln war auch der SBB mit seinen Vertretern 
angereist. „Eine gelungene Veranstaltung“, so Nannette Seidler, Landes­
vorsitzende des SBB. Im Mittelpunkt stand das Netzwerken sowie Ant­
worten auf die Leitfrage „Europa – Quo vadis?“.

<	 Workshop einmal anders: Prof. Dr. Michael Suda, Margret Kolbeck,  
Bernd Lauterbach, Siegfried Waas und Matthias Schmitt (von links)  
mit „Veranschaulichungsmaterial“.
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Haushaltsüberschuss 2016:

Personalabbau  
ausgleichen
Der Landesvorsitzende des dbb, Wolfgang Lade­
beck, fordert, den Haushaltsüberschuss aus 2016 
von rund 350 Millionen Euro für Investitionen in 
mehr Personal zu verwenden.

„Nicht nur Lehrer und Polizis­
ten sind an ihrer Belastungs­
grenze angekommen, auch in 
der allgemeinen Verwaltung 
und in den Fachverwaltungen 
muss heute ein Kollege die Ar­
beit machen, für die vor Jah­
ren noch zwei oder drei Be­
dienstete zuständig waren. 
Wenn dann noch besondere 
Situationen dazukommen,  
wie die Integration von Flücht­
lingen oder besondere Gefähr­
dungslagen, ist das Land per­
sonell nicht ausreichend 
vorbereitet“, sagte der dbb 
Landeschef.

Seit 2006 war der Abbau von 
Personal im öffentlichen 
Dienst eine zentrale Maßnah­
me der Landesregierung zur 
Haushaltskonsolidierung. Die 
Folgen sind unübersehbar, 

nicht nur in der Bildung und 
bei der öffentlichen Sicherheit. 
Der jahrelange Personalabbau 
hat sich spürbar auf die Funkti­
onsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes ausgewirkt. Die Da­
seinsvorsorge kann nicht mehr 
jederzeit und überall sicherge­
stellt werden.

„Wir stehen personalpolitisch 
am Scheideweg. Ab diesem 
Jahr werden jedes Jahr mehr 
als 2 000 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Landes in 
den Ruhestand gehen. Auf die 
hohen Altersabgänge muss 
die Landesregierung vorberei­
tet sein und dort, wo das Land 
seinen Nachwuchs selbst aus­
bilden kann, zum Beispiel bei 
den Lehrerinnen und Lehrern 
oder den Polizisten seine Aus­
bildungskapazitäten bedarfs­

gerecht erhöhen. Der Nach­
wuchs wächst nun mal nicht 
auf den Bäumen“, so Lade­
beck. Mit seiner Nachwuchs­
kampagne „Die Unverzichtba­
ren“ wirbt der dbb seit drei 
Jahren erfolgreich um moti­

vierten und talentierten Nach­
wuchs. Aus über 100 attrak­
tiven Berufsprofilen im 
öffentlichen Dienst können 
interessierte junge Menschen 
ihren Traumjob finden. Mehr: 
www.die-unverzichtbaren.de�

„Ich zeige Kriminellen 
die Grenze.“

Nadine Nestler
Zollinspektorin

Polizei:

Beamte brauchen bessere Ausrüstung
Der Landesvorsitzende des Beamtenbundes, 
Wolfgang Ladebeck, fordert von der Landesregie­
rung eine bessere Ausrüstung für die Polizei. 

Nach Terroranschlägen und 
Amokläufen ist der Dienst der 
Polizeibeamten gefährlicher 
geworden. Nachdem die Elite­
einheiten der deutschen Polizei 
nach den Anschlägen in Paris 
zu Recht besser ausgerüstet 
werden, will Ladebeck auch für 
die Polizeibeamten im Lande 
sichere Schutzwesten, ballisti­

sche Schutzhelme, moderne, 
durchschlagfähige Waffen und 
sondergeschützte Fahrzeuge.

„Wer seinen Kopf hinhält, muss 
auch an Kopf und Körper ge­
schützt sein“, sagte Ladebeck, 
der auch Landeschef der Deut­
schen Polizeigewerkschaft ist, 
der „Volksstimme“ (Ausgabe 

vom 2. Januar 2017). Die aktu­
ell im Einsatz befindlichen 
Schutzwesten und Helme sind 
nur effektiv gegen Neun-Mili­
meter-Munition und Schnitte, 
nicht aber gegen Langwaffen. 
„Wenn einer mit einer Kalasch­
nikow auf einen Polizisten 
schießt, ist er tot“, bringt es 
Ladebeck auf den Punkt. Oft 
seien es Polizeibeamte aus den 
Revieren, die in Extremsituati­
onen vor den Spezialeinheiten 
als erste vor Ort sind. Polizeibe­
amte stehen dann möglicher­

weise schwerbewaffneten 
Tätern mit Kriegswaffen und 
Sprengmitteln gegenüber. 
Diese Täter nehmen oft noch 
dazu ihren eigenen Tod in Kauf. 
Die Erstkräfte der Polizei müs­
sen mit wenig Informationen 
zur Lage und einem hohen Ei­
genrisiko schnellstmöglich Tä­
ter solange binden, bis Spezial­
kräfte zur Verfügung stehen. 
Abhängig vom Tatort und der 
Tatzeit kann dies mehrere Mi­
nuten bis Stunden dauern. 
„Deshalb müssen wir alles tun, 
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um das hohe Risiko, dem 
Beamte ausgesetzt sind,  
durch eine bessere Ausrüstung 
zu verringern.“ Die Maschi­
nenpistole MP5 sei als Lang­
waffe Standard bei der Polizei. 
Mit dieser Waffe könne man 
Terroristen mit Schutzwesten 
nicht wirklich aufhalten. Hier 

müsse mit Augenmaß „ Waf­
fengleichheit“ hergestellt 
werden. Als Langwaffe käme 
für Ladebeck die MP7 mit grö­
ßerer Reichweite und Durch­
schlagskraft infrage. An den 
Standorten der Polizeidirektio­
nen in Magdeburg, Halle und 
Dessau fordert er zudem das 

Vorhalten von sonderge­
schützten Fahrzeugen, die be­
reits in der Anfangsphase 
möglicher Anschläge bis zum 
Eintreffen von Spezialeinhei­
ten zum Einsatz kommen.  
„Innenminister Holger Stahl­
knecht redet ständig von 
einem Antiterrorpaket – aber 

bei den Polizisten vor Ort 
kommt nichts an“, so Lade­
beck. Die Landesregierung  
will auf die gestiegene Terror­
gefahr mit einem Antiterror­
paket, das Investitionen von  
rund 14 Millionen Euro über 
mehrere Haushaltsjahre  
umfasst, reagieren.�

<	 Iris Seltmann-Kuke, Rolf Laux, Thomas Gaube, Hermann Weinert, Ines Gurschke, Nadine Wegener,  
Peter Dammann und Jörg F. Riemer (von links).

Philologenverband:

Zukunftsmodell Gymnasium
Auf dem Gewerkschaftstag des Philologenverban­
des Sachsen-Anhalt in Staßfurt am 24. November 
2016 bestimmten die Delegierten aus den Gym­
nasien des gesamten Landes bildungspolitische 
Leitlinien und wählten einen neuen Vorstand. 

Nach Grußworten des Staß­
furter Oberbürgermeisters 
Sven Wagner, des Vertreters 
des Salzlandkreises, Ulf-Peter 
Freund, und des Vertreters des 
Deutschen Philologenverban­
des, Rainer Starke, stimmten 
das Grußwort der Staatssekre­
tärin im Bildungsministerium, 
Edwina Koch-Kupfer, und der 
Festvortrag des Präsidenten 
des Deutschen Lehrerverban­
des, Josef Kraus, auf die inhalt­
liche Arbeit ein. Unter dem 
Titel: „Das Gymnasium ist 
Zugpferd unseres Bildungswe­
sens – und muss es bleiben!“ 
plädierte Kraus dafür, dem 
Gymnasium auch in Zukunft 
einen wichtigen Platz in der 
Bildungslandschaft einzuräu­
men und warnte eindringlich 
vor der Aushöhlung oder gar 
Abschaffung dieser Schulform. 
Ein umfassendes Bildungside­
al, ein positiver Leistungsge­
danke und die Erziehung zur 
gesellschaftlichen Verantwor­
tung markieren die Grund­
festen gymnasiale Bildung.  
Diese sollten selbstbewusst 
verteidigt und mit Inhalt 
gefüllt werden, erläuterte der 
Festredner.

Diese Impulse griffen die Dele­
gierten in ihrer Antragsbera­
tung auf und fordern in ihrem 

Leitantrag die Beibehaltung 
des gymnasialen Lehramts mit 
einer zweiphasigen Ausbil­
dung. Der Rückgriff auf Seiten- 
und Quereinsteiger darf bei 
Neueinstellungen nicht zur 
Normalität werden. Dazu 
müssen die Anstrengungen zur 
Nachwuchsgewinnung für den 
Lehrerberuf gesteigert und die 
Kapazitäten in der Ausbildung 
erhöht werden.

Weiter fordern die Gymnasial­
lehrerinnen und -lehrer, dass die 
zunehmende Ausstattung der 
Schulen mit IT-Technik auch mit 
personellen Ressourcen unter­
setzt werden müsse und die 

Lehrerinnen und Lehrer für  
ihre Aufgabe als Klassenleiter 
angemessen zu entlasten sind. 
Schließlich wird mit Blick auf 
das Arbeitsklima an den Schu­
len des Landes angemahnt, 
dass die Lücke in den Nettoent­

gelten zwischen angestellten 
Lehrkräften und Beamten ge­
schlossen werden müsse. Dazu 
will sich der Philologenverband 
für die Einführung einer Entgelt­
stufe 6 im Tarifvertrag, analog 
zur Praxis bei Bund und Kommu­
nen, einsetzen. 

Zum Vorsitzenden der Gymna­
siallehrer Gewerkschaft wurde 
Thomas Gaube, Schulleiter am 
Giebichenstein-Gymnasium 
„Thomas Müntzer“ in Halle, 
gewählt. Seine beiden Stellver­
treter sind für die kommenden 
fünf Jahre Iris Seltmann-Kuke 
aus Gardelegen und Hermann 
Weinert aus Halberstadt. 

Schatzmeister wird Rolf Laux 
aus Merseburg. Als Beisitzer ge­
hören nun dem Vorstand Ines 
Gurschke (Weißenfels), Nadine 
Wegener (Tangerhütte), Peter 
Dammann (Naumburg) und 
Jörg Riemer (Weißenfels) an. 

„Ich freue mich, dass die 
Delegierten einen tatkräfti­
gen und zukunftsfähigen 
Vorstand gewählt haben, der 
eine gute Mischung der 
Geschlechter und Altersgrup­
pen abbildet. Damit können 
wir die vor uns stehenden 
Aufgaben zuversichtlich 
anpacken und weiterhin als 
die maßgebliche Stimme für 
das Gymnasium in der Bil­
dungspolitik des Landes aktiv 
werden. Die Herausforderun­
gen werden gewiss nicht 
kleiner“, kommentierte der 
neu gewählte Vorsitzende 
Thomas Gaube die Entschei­
dung.�
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Gewalt gegen Lehrer: 

Kein Privatproblem
Der Verband Bildung und Erziehung (VBE) Sach­
sen-Anhalt ist bestürzt über die Ergebnisse einer 
Forsa-Umfrage zur Gewalt gegen Lehrer. „Gewalt 
gegen Lehrkräfte ist ein Sachverhalt, über den 
auch in Sachsen-Anhalt seit vielen Jahren ein 
Mantel des Schweigens gelegt wird“, kommen­
tierte der VBE-Landesvorsitzende Helmut Pastrik.

„Wenn die Forsa-Umfrage dazu 
dient, das Thema aus der Tabu­
zone herauszuholen, darüber 
offen diskutiert wird und alle 
Akteure Handlungsstrategien 
dagegen entwickeln, wäre das 
ein Erfolg.“ „Gewalt gegen 
Lehrkräfte“ wird von 57 Pro­
zent der Befragten als Ta­
buthema angesehen. So ist es 
auch zu erklären, dass 15 Pro­
zent der Befragten angaben, 
dass sie bei psychischen Angrif­
fen durch Schüler nichts unter­
nommen haben. Erfolgte der 
psychische Angriff durch 
Eltern, gaben sogar 35 Prozent 
der befragten Lehrkräfte an, 
den Vorfall nicht gemeldet zu 
haben.

Auch wenn in der Forsa-Um­
frage Lehrer in Bayern, Baden-
Württemberg und Nordrhein-
Westfalen befragt wurden, 
geht der VBE-Landesvorsitzen­
de davon aus, dass die Umfra­
geergebnisse für Sachsen-An­
halt ähnlich ausfallen würden. 
Viele Lehrkräfte trauten sich 
nicht, Gewaltübergriffe öffent­

lich zu machen oder zur Spra­
che zu bringen. Die Gründe sei­
en sehr vielschichtig, einer der 
Hauptgründe ist, „dass sie sich 
von der Schulleitung bezie­
hungsweise vom Landesschul­
amt alleingelassen fühlen.“ 

Pastrik kommentiert: „Die 
Gewalt gegen Lehrkräfte wird 
häufig zum Privatproblem des 
Betroffenen erklärt. Fehlende 
Unterstützung durch die Ver­
antwortlichen, Zweifel an der 
Erfolgsaussicht und die Angst 
vor den Folgen verhindern die 
konsequente Meldung und 
Verfolgung von psychischen 
und physischen Angriffen.  
Es ist aber Aufgabe des 
Dienstherrn, sich schützend 
vor und vor allem unterstüt­
zend hinter die Lehrkräfte zu 
stellen.“ Erst mit der im Jahr 
2013 in Sachsen-Anhalt  
gestarteten Arbeit der Firma 
medical airport services fin­
det eine Versorgung auf  
arbeitsmedizinischem Gebiet 
und eine psychologische  
Betreuung statt. 

Cybermobbing ist ein Zeichen 
der zunehmenden Verrohung 
in der Gesellschaft. 77 Prozent 
der Befragten sehen eine 
Zunahme von Formen des 
Mobbings über das Internet. 
Fast jede dritte befragte Lehr­
kraft gab an, dass es Fälle an 
der Schule gab. Schlagworte 
wie Shitstorming, Bashing und 
andere zeigen, dass sich die 
Täter immer weiter ins Anony­
me des Internets und sozialer 
Netzwerke flüchten. Zugleich 
wird aber auch deutlich, wie 
viel schwieriger es für die 
Betroffenen wird, den oder die 
Täter zu erkennen.

Ein wesentlicher Baustein in 
der Arbeit gegen Cybermob­
bing ist nach Auffassung des 
VBE die Stärkung der Medien­
kompetenz in den Schulen für 
Schüler, Lehrkräfte und Päda­
gogen. „Die Vermittlung von 
Medienkompetenz ist mehr  
als Computertechnik und Breit­
bandanschlüsse. Hier sind 
tiefgreifende und nachhaltige 
Konzepte gefragt, keine 
Schnellschüsse“, so Pastrik. 

Dazu gehört auch ein eigen­
ständiges Unterrichtsfach in 
allen Schulformen, in dem 
Medienkompetenzen vermit­
telt werden. Präventiv könnte 
neben Gesprächen mit den 
Schülern, einem Schulkodex 
und Kooperationen mit der 
Polizei und externen Institutio­

nen vor allem das Arbeiten in 
multiprofessionellen Teams 
und in ausreichend großen 
Räumen wirken. Allerdings 
werden die Rahmenbedingun­
gen dazu von den Politikern 
bisher verweigert. Während  
68 Prozent der Befragten die 
Zusammenarbeit mit multi­
professionellen Teams als 
sinnvoll für die Gewaltpräven­
tion erachten, arbeiten nur  
41 Prozent der Lehrkräfte so.  
Dass die Politik reagieren 
muss, zeigt sich auch an die­
sem Ergebnis: 45 Prozent der 
Befragten erwarten von der 
Schulverwaltung und 58 Pro­
zent der Befragten von der 
Landesregierung und dem 
Bildungsministerium, dass sie 
endlich mehr unterstützt und 
besser geschützt werden. 
„Deshalb fordern auch wir von 
der Landesregierung, dass 
Gewalt gegen Lehrkräfte kein 
Tabuthema mehr sein darf, 
Vorfälle verpflichtend doku­
mentiert sowie Statistiken 
dazu geführt und auch veröf­
fentlicht werden. Außerdem 
müssen die Lehrkräfte wissen, 
an wen sie sich wenden kön­
nen und was nach einem 
Übergriff zu tun ist. Schulen 
sollten zukünftig durch multi­
professionelle Teams 
unterstützt sowie Fortbil­
dungsangebote hinsichtlich 
der Entwicklung der Medien­
kompetenz weiter qualifiziert 
werden.�

Sekundarschullehrerverband: 

Werteerziehung stärken
Der Sekundarschullehrerverband (SLV) Sachsen-
Anhalt setzt sich dafür ein, dass das Reformations­
jubiläum 2017 genutzt wird, den Schulen mehr 
Raum für die Werteerziehung zu ermöglichen. 

Unterstützend benötigen die 
Schulen die Hilfe von ausrei­
chend qualifizierten pädagogi­
schen Mitarbeitern, Sozial­
arbeitern und Fachlehrern. 
„Sachsen-Anhalt verfügt über 

ein großes Potenzial kultureller 
Schätze. Zum Jahrestag der 
Reformation werden wir in 
Sachsen-Anhalt besonders 
viele Gäste nicht nur an den 
Wirkungsstätten Martin 
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Luthers begrüßen und da ist  
es besonders wichtig, dass wir 
uns als weltoffen und gast­
freundlich erweisen. Höflich­
keit und Respekt sind nur 
einige Werte, die von uns allen 
erwartet werden können“, 
sagte die Landesvorsitzende 
des Sekundarschullehrerver­
bandes, Claudia Diepenbrock. 

Die Schulen hätten einen 
beträchtlichen Anteil an der 
Vermittlung demokratischer 

Werte, Normen und Verhal­
tensweisen. Dafür benötige 
Sachsen-Anhalt kein neues 
Schulfach „Werteerziehung“, 
wie derzeit in einigen Bundes­
ländern diskutiert wird. 

„Zur Vermittlung von Werten 
müssen wir den bestehenden 
Fächerkanon, besonders den 
Religions- und Ethikunterricht, 
nutzen“, so Diepenbrock. Die 
Jugendlichen seien mit dem 
entsprechenden Wissen und 

den Fähigkeiten auszustatten, 
mit denen sie selbstbewusst 
und von Werten geleitet ihren 
eigenen Weg in der Gesell­
schaft finden. Das gegliederte 
Schulwesen böte die besten 
Voraussetzungen dafür. Dieser 
Meinung ist auch der Bundes­
vorsitzende des Deutschen 
Realschullehrerverbandes 
(VDR), Jürgen Böhm.

„Charakterlich gestärkte 
Jugendliche sind weniger 

anfällig für politischen oder 
religiösen Extremismus. Dazu 
muss die Bildungspolitik in 
Deutschland endgültig die 
kontraproduktiven Schul­
strukturreformen stoppen 
und anerkennen, dass vor al­
lem ein vielfältiges, differen­
ziertes Bildungswesen mit 
verschiedenen Wegen selbst­
bewusste junge Menschen 
hervorbringt und ihnen zum 
persönlichen Lebensglück 
verhilft“, ergänzt Böhm.�

Demonstration vor der Staatskanzlei: 

Weihnachtsgeld  
eingefordert
In Magdeburg haben Polizisten die Landesregie­
rung am 5. Dezember 2016 daran erinnert, dass 
sie ihr Wahlversprechen, das Weihnachtsgeld wie­
der einzuführen, nicht eingelöst hat. Dafür verteil­
ten sie vor der Kabinettssitzung an die Minister 
Pakete mit „heißer Luft“.

Die Deutsche Polizeigewerk­
schaft hatte unter dem Motto 
„Alles gelogen und nur Wahl­
kampfgetöse“ gemeinsam mit 
der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) und dem Bund Deut­
scher Kriminalbeamter zu dem 
Protest aufgerufen. 

Nach Auffassung von Wolf­
gang Ladebeck hätten die Be­
amten zu Recht darauf ver­
traut, dass sie bereits in 2016 
wieder Weihnachtsgeld erhal­
ten. So hätten es jedenfalls 
CDU und SPD vor der Land­
tagswahl versprochen. Die 

Gewerkschaften sprechen 
deshalb von Wortbruch. CDU, 
SPD und Grüne wollen ab 2017 
die einst gestrichene Sonder­
zahlung wieder einführen und 
zwar 600 Euro für Beamte bis 
zur Besoldungsgruppe A 8, 
400 Euro ab Besoldungsgrup­
pe A 9 und 200 Euro für Beam­
tenanwärter. Zu wenig, kriti­
sieren die Gewerkschaften. 
„Einen Polizeimeister A 7 mit 
600 Euro brutto abspeisen zu 
wollen, ist ein Witz. Wir for­
dern eine vierstellige Summe“, 
sagte DPolG-Landeschef Wolf­
gang Ladebeck. 

Finanzminister André Schrö­
der (CDU) verteidigte bei der 
Demonstration die Entschei­
dung der Landesregierung, das 
Weihnachtsgeld erst ab 2017 
zu zahlen. „Der Einsatz für ein 

Weihnachtsgeld schon in die­
sem Jahr sei im Wahlkampf 
unter dem Vorbehalt der Re­
gierungsbildung erfolgt. Dass 
wir das in Aussicht gestellt ha­
ben, heißt nicht, dass wir lü­
gen“, sagte er dem mdr. Diese 
Landesregierung mache mehr 
für die Beamten dieses Lan­
des, als alle Landesregierun­
gen davor.

Innenminister Holger Stahl­
knecht nahm sein „Weih­
nachtspräsent“ mit der 
Bemerkung entgegen, dass 
sein Paket symbolisch 
gefüllt sei mit 6 400 Polizei­
beamten und elf Millionen 
Euro für das Antiterror-
Paket. „Über das Weih­
nachtsgeld können wir uns 
später unterhalten“, sagte 
Stahlknecht.�

<	 Die Polizisten sind sauer, weil CDU und SPD vor der Wahl versprochen 
hatten, dass es schon 2016 wieder Weihnachtsgeld geben soll.
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Zwischenbilanz für den öffentlichen Dienst:

„Halbzeit R2G“
Am 29. November 2016 debattierte der Thüringer 
Beamtenbund (tbb) mit dem Thüringer Staatskanz­
leiminister Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff (Die 
Linke) und dem Oppositionsführer im Thüringer 
Landtag, Mike Mohring (CDU), darüber, was sich 
nach zwei Jahren rot-rot-grüner Regierung für den 
öffentlichen Dienst in Thüringen verändert hat.

Der Landesvorsitzende des tbb, 
Helmut Liebermann, eröffnete 
das Symposium provokativ mit 
einem Fazit aus einer aktuellen 
IFO-Umfrage, wonach die rot-
rot-grüne (R2G-) Regierung an 
Zustimmung bei den Wählern 
verliert. Unter den Landesbe­
schäftigten würde langsam 
Ernüchterung überwiegen in 
Anbetracht des Vorhabens für 
eine Verwaltungs-, Kommunal- 
und Gebietsreform, über die 
zwar alle reden, aber keiner 
von den Verantwortlichen mit 
den Beschäftigten. Auch habe 
R2G bislang keine Lösung für 
den weiterhin bestehenden 
Stellenabbaupfad in Anbe­
tracht der massiven Aufgaben­
fülle finden können, was auch 
weiterhin zu zahlreichen Aus­
fällen und Problemen auch  
im Bereich Polizei und Schule 
führt. „Arbeit 4.0 in der öffent­
lichen Verwaltung ist nicht ge­
nerell eine Lösung – Polizei und 
Lehrer kann man nicht digitali­
sieren“, schlussfolgerte Lieber­
mann und betonte gleichzei­
tig in seiner Eröffnungsrede: 
„Mitglieder vor Ort in den 
Behörden sind keine Blockierer. 
Aber die Maßnahmen müssen 
für alle erkennbar einen Sinn 
machen.“

<	 Gallische Dörfer

Der Oberbürgermeister der 
Stadt Weimar, Stefan, Wolf 
schloss mit einer Einschätzung 
der Landesregierung aus kom­
munaler Sicht an die Rede 
Liebermanns an. Er befand den 
Start der R2G-Regierung holp­

rig, da er überlagert war vom 
Thema Flüchtlinge. Die Kom­
munikation mit dem zuständi­
gen Minister wäre von Anfang 
an schwierig gewesen. Doch 
dank des Landesverwaltungs­
amts sei alles seinen Weg 
gegangen. Die kommunale 
Finanzierung war für viele ein 
Streitfall, jedoch nicht für ihn. 
Weimar stünde finanziell sehr 
gut da. Daher verstünde er die 
Pläne für eine Einkreisung Wei­
mars nicht. „Wir wehren uns 
als gallisches Dorf gegen die 
Einkreisung“, so Wolf. Auch be­
klagte er die mangelnde Kom­
munikation. Den Menschen  
vor Ort habe bislang niemand 
einen vernünftigen Grund für 
die Einkreisung genannt. Mit 
dem Personal habe bislang 
auch niemand geredet. „Wenn 
ich Landkreise zusammenlege, 
spare ich vielleicht einen Land­
rat, den Fahrer und seine Sekre­
tärin ein. Die meisten Kollegen 
werden jedoch nach Fallzahlen 
beschäftigt und die verändern 
sich in der Regel durch die Zu­
sammenlegung nicht“, schloss 
der Weimarer OB seine Rede.

Prof. Everhard Holtmann, For­
schungsdirektor am Zentrum 
für Sozialforschung in Halle-
Saale, holte die sich abzeich­
nende Debatte über Sinn und 
Zweck einer Kommunal- und 
Gebietsreform in Thüringen 
auf die wissenschaftliche Ebe­
ne und zeigte anhand von zehn 
Feststellungen, die er aus ver­
gleichbaren Reformen anderer 
Bundesländer der letzten Jahre 
gewonnen hatte, Vor- und 

Nachteile auf. Es ließe sich so­
gar wissenschaftlich erklären, 
warum in Thüringen so starker 
Gegenwind zur Gebietsreform 
herrsche. Generell seien Ge­
bietsreformen immer sehr um­
stritten. Das läge an der örtli­
chen Verwurzelung. 84 Prozent 
aller Ostdeutschen fühlen sich 
vor allem mit ihrem Wohnort 
verbunden, nur bei den jünge­
ren ist die Verbundenheit mit 
dem Bundesland größer als mit 
dem Wohnort. Und in Thürin­
gen gäbe es einen recht hohen 
Altersdurchschnitt.

<	 Gebietsreform  
notwendig

Auch sei die Kritik der Kommu­
nalpolitiker, dass mit größeren 
Strukturen die Rückkopplung 
von Gewählten zu ihren Wäh­
lern geringer würde, definitiv 
berechtigt. Es kam jedoch bei 
nahezu allen Gebietsreformen 
tatsächlich zu einer Steigerung 
der Leistungsfähigkeit der 
kommunalen Verwaltung. Prof. 
Holtmann relativierte jedoch 
umgehend, dass die Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit der Ver­
waltung weniger durch finanzi­
elle Einsparung bedingt war. 
Holtmann schloss seinen 
Vortrag mit einem Fazit für 
Thüringen: „Eine Kreis- und 
Gemeindegebietsreform in 
Thüringen ist zwingend gebo­
ten.“ Er begründete dies mit 
der Überalterung sowie dem 
Bevölkerungsrückgang. Dieser 
läge zwischen 10,3 Prozent in 
Gotha und 24,2 Prozent in 
Greiz.

Der Abend gipfelte in einem 
von Paul-Andreas Freyer (MDR) 
moderierten Streitgespräch 
zwischen Mike Mohring (CDU) 
und Prof. Benjamin-I. Hoff (Die 
Linke), der erst kurzfristig für 
den verhinderten Ministerprä­
sidenten Bodo Ramelow ein­
sprang. Freyer eröffnete das 
Streitgespräch namensent­
sprechend mit einer recht pola­
risierenden Frage zum die 
Gebietsreform vorbereitenden 
Vorschaltgesetz der Regierung. 
Aus Mohrings Sicht sei dieses 
verfassungswidrig und auf 
seiner Basis keine Kommunali­
sierung möglich. Opposition, 
Bevölkerung und Landkreise 
wurden nicht einbezogen. „Wir 
stehen nicht für Gespräche zur 
Verfügung, die auf Basis eines 
Gesetzes geführt werden, das 
wir formal und inhaltlich für 
verfassungswidrig halten“, 
erklärte der Vorsitzende der 
größten Oppositionsfraktion.

Hoff wünschte sich eine ergeb­
nisorientierte Diskussion zur 
Kommunal- und Gebietsreform. 
Das Vorschaltgesetz sei ein 
wichtiger Schritt und werde 
von seiner Regierung auch nicht 
zurückgenommen. So müsse 
gegebenenfalls das Verfas­
sungsgericht die Verfassungs­
mäßigkeit prüfen.

Doch was habe sich für die 
Beschäftigten im Land nach 
zwei Jahren R2G verändert, 
fragte Freyer die Diskussions­
partner. Hoff stellte als positiv 
heraus, dass es der R2G-Regie­
rung gelungen sei, stärker  
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<	 Stefan Wolf, Oberbürgermeister von Weimar
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mit den Personalräten und  
Gewerkschaften zu reden.  
Im Bereich Polizei habe eine 
Expertenkommission Verände­
rungsbedarfe lokalisiert. Moh­
ring konterte prompt mit 
Zahlen aus dem immer wieder 
krisengeschüttelten Polizeibe­
reich: 534 unbesetzte Polizei­
stellen, 90 unbesetzte Verwal­
tungsstellen seien die Bilanz 
dieser Regierung. Dazu käme 
noch die Beleidigung unserer 
Polizei durch einige Abgeord­
nete der Linksfraktion.

<	 Neue Lehrkräfte

Hoff zeigte sich erstaunt über 
die Bilanzziehung von Moh­
ring, dass R2G allein an dieser 
Situation Schuld tragen soll. 
Der Kultusbereich sei ebenfalls 
ein schweres Feld. Hier müssen 
unter anderem im Bereich der 
Schulverwaltungen im Rah­
men der Verwaltungsreform 
Veränderungen vorgenommen 
werden. Seine Regierung stelle 
jedoch im Gegensatz zur CDU-
geführten Vorgängerregierung 
jährlich 500 neue Lehrer ein, 
um dem Stundenausfall zu be­
gegnen. „Sie sind doch ange­
treten, um vielleicht nicht alles 
anders, aber vieles besser zu 
machen“, so Mohring und rela­
tivierte die Einstellungszahlen: 
„Zwei Drittel aller neu einge­
stellten Lehrer hat nicht die 
geforderte Fächerkombinati­
on.“ Dass hier am Ende andere 
Kandidaten eingestellt wur­
den, sei auch Schuld der neuen 
Landesregierung, da Stellen zu 
spät ausgeschrieben und somit 

auch zu spät eingestellt würde. 
Man sollte auch in Thüringen 
erlauben, dass sich Referenda­
re mit dem Zwischenzeugnis 
bewerben können. Zudem 
seien die Schulen überfordert 
mit der vorangetriebenen 
Inklusion, ohne Personalunter­
setzung.

Mohring prognostizierte der 
R2G Regierung, dass sich pers­
pektivisch auch ein Fachkräfte­
problem an den Gerichten 
abzeichnen würde. „Bis 2020 
werden uns 500 Richter fehlen. 
Doch die Reaktion von R2G auf 
die sich abzeichnende Situ­
ation war die Kürzung von 
Geldern für Referendare und 
die Streichung des Beamten­
status auf Widerruf.“ Fazit war, 
dass sich die Zahlen der die 
Referendarausbildung in 
Thüringen Absolvierenden 
halbiert habe. „Jede Regierung, 
egal welche Farbe, muss dafür 
sorgen, dass es dem Land 
besser geht und sich nicht 
allein um seine politische 
Vorstellung kümmern.“ 

„Es war ein CDU-zugehöriger 
Finanzminister Voss, der nach 
außen zwar einen radikalen 
Stellenabbau gefordert habe, 
aber keine dementsprechen­
den Abbauzahlen nachweisen 
konnte“, entgegnete Hoff und 
verwies auf das unter der CDU-
geführten Regierung beschlos­
sene und weiterhin gültige 
Stellenabbaukonzept, dass zu 
vielen Handlungen zwinge. 
Erst eine R2G-Regierung habe 
sich das Konzept vorgenom­
men und auf Machbarkeit 
überprüft. „Es ist in den ver­

gangenen zehn Jahren immer 
allein darüber diskutiert wor­
den, dass es zu viel Personal  
im öffentlichen Dienst gibt.  
Wir verlieren bis 2020 jedoch 
16 100 Beschäftigte. Wir müs­
sen also weg von einem Stel­
lenabbau und hin zur Personal­
entwicklung“, konstatierte Hoff.

<	 Diskussion

In der anschließenden Publi­
kumsrunde wurde das Podium 
durch Prof. Holtmann und OB 
Wolf ergänzt. Fragen kamen 
zur Situation junger Beschäf­
tigter in den Kommunen von 
der Vertreterin der tbb jugend, 
Mareike Klostermann. Diese 
sah in den bisherigen Äußerun­
gen keinen Willen, junge 
befristet Beschäftigte in den 
Kommunen im Rahmen der 
Verwaltungsreform zu schüt­
zen. Kritik wurde auch durch 
den BDF-Vorsitzenden Schiene 
an der Tatsache geübt, dass der 
Forstbereich, trotz Reform in 
den letzten Jahren, wieder in 
die Betrachtungen zu einer 
weiteren Verwaltungsreform 
einbezogen wurde.

Der amtierende Vorsitzende 
des BRH-Seniorenverbandes, 
Jürgen Pfeffer, erinnerte die 
Vertreter von Regierung und 
Opposition daran, dass sie alle 
den Menschen in Thüringen 
verpflichtet seien. Er führt als 
Beispiel für schlechte Politik 
auf beiden Seiten das Behin­
dertengleichstellungsgesetz 
an. Zehn Jahre CDU-Regierung 
sowie zwei Jahre R2G haben 
es nicht Geschafft, ein solches 
endlich auf den Weg zu brin­

gen. Das gleiche gelte für das 
Seniorenmitwirkungsgesetz, 
das dringend überarbeitet 
gehöre. Pfeffer fragte Mohring 
mit Blick auf die vorangegange­
nen Debatten rhetorisch, wann 
denn die meisten aus der Bevöl­
kerung abgewandert seien.

Mohring räumte ein, dass 
schwierige Jahre des Aufbaus 
hinter ihnen lägen, aber mitt­
lerweile sich die Ausgangslage 
verändert habe und die Leute 
zurückkämen. Tatsache sei, 
dass die Union nach 25 Jahren 
ein wirtschaftlich stabiles und 
solides Bundesland mit moder­
ner Infrastruktur und einer 
funktionierenden Verwaltung 
„an die Dunkelroten überge­
ben“ hat. Um dahin zu kom­
men, hat es nach der Wende 
freilich viel Geld und Arbeit 
gebraucht. Das konnte nur 
über Schulden finanziert wer­
den. Das war aber 40 Jahren 
sozialistischer Misswirtschaft 
geschuldet. Unter Lieberknecht 
wurde ja dann auch wieder mit 
dem Schuldenabbau begon­
nen. So schlecht können die 
Regierungen seit 1990 in Thü­
ringen nicht gewesen sein, 
immerhin stehen wir besser  
da als die meisten anderen  
ostdeutschen Bundesländer!

Liebermann schloss die Veran­
staltung mit dem Dank an alle 
Beteiligten. Die unparteiische, 
aber streitige Zusammenarbeit 
mit den politischen Entschei­
dungsträgern bleibe der Bei­
trag des tbb zur Gestaltung der 
Zukunft Thüringens.

Geschäftsstelle tbb

<	 Prof. Dr. Everhard Holtmann

<	 Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff,  Moderator Paul Andreas Freyer (mdr) und  Mike Mohring (von links).
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Interview:

„Bricht Thüringen auseinander?“ 
Die Thüringer komba Landesvorsitzende Marion 
Illguth im Gespräch mit der Präsidentin des Land­
kreistages Thüringen, der Landrätin des Landkrei­
ses Greiz, Martina Schweinsburg.

Marion Illguth: 
Frau Schweinsburg, die von der 
Landesregierung geplante Ver­
waltungs-, Funktional- und 
Gebietsreform ist in Thüringen 
nicht nur in der Politik und den 
Verwaltungen, sondern auch in 
der Bürgerschaft ein viel disku­
tiertes und auch kritisiertes 
Thema. Wie stehen Sie dazu?

Martina Schweinsburg: 
Als Landrätin und auch Präsi­
dentin des Landkreistages darf 
ich sagen, dass gegen eine Ver­
waltungs-, Funktional- und 
Gebietsreform grundsätzlich 
keine Einwände bestehen. Erst 
wenn diese erfolgt ist, stellt 
sich heraus, ob eine Gebietsre­
form erforderlich ist. Es müs­
sen immer mal wieder Korrek­
turen und Anpassungen 
erfolgen, um neuen Herausfor­
derungen angemessen begeg­
nen zu können. Jedoch sollten 
Zeitschiene, Vorgehensweise 
und Zielsetzung wohlüberlegt 
sein. Die Landesregierung ver­
sucht am Bürger vorbei eine Re­
form in kürzester Zeit durchzu­
peitschen, deren Ziele in erster 
Linie politisch motiviert sind. 

Ungeachtet des Bürgerwillens 
sollen per gesetzlichem Diktat 
Gebietskörperschaften zusam­
mengelegt werden, die nach­
vollziehbar nicht zusammen 
wollen. Sei es aus historischen, 
wirtschaftlichen oder sozialen 
Gründen. Als Beispiel sei das 
nahezu schuldenfreie Eichsfeld 
genannt, dass mit dem insol­
venten Unstrut-Hainich-Kreis 
zusammengelegt werden soll. 
Ein anderes Beispiel ist die Stadt 
Weimar. Weltbekannt, ehemali­
ge Kulturstadt Europas mit gro­
ßer Verantwortung für Thürin­

gen und Deutschland soll seine 
Kreisfreiheit verlieren. 

Es besteht die Gefahr, dass 
Thüringen, historisch ohnehin 
ein künstliches Gebilde, ausein­
anderbricht. Das Eichsfeld hat 
bereits öffentlich den Wunsch 
geäußert, nach Niedersachsen 
zu wollen, und das nach wie vor 
fragile Verhältnis zwischen dem 
Freistaat Thüringen und dem 
Kreis Sonneberg, die sich zu den 
Franken gehörig fühlen und nach 
Bayern streben, wird zusätzlich 
belastet.  Schon der Einstieg in 
diese Reform mit dem Vorschalt­
gesetz ist eine Katastrophe.

Marion Illguth: 
Das Vorschaltgesetz wird nicht 
nur vom Landkreistag abge­
lehnt, sondern es wurden be­
reits von Landkreisen, einer 
kreisfreien Stadt und von der 
CDU Thüringen Verfassungs­
klagen eingereicht. Was sind 
Ihre wesentlichen Kritikpunk­
te? Was hätte nach Ihrer Mei­
nung am Vorschaltgesetz an­
ders gemacht werden sollen?

Martina Schweinsburg: 
Hierzu könnte man sehr viel 
sagen, was diesen Rahmen 
sprengen würde. Jedoch einige 
Punkte möchte ich beispielhaft 
herausgreifen. Das Vorschalt­
gesetz ist eine leere Hülle. Es 
fehlen klare und verbindliche 
Aussagen zur angekündigten 
Verwaltungs- und Funktional­
reform. Es ist in großen Teilen 
zu allgemein formuliert. 
Konkrete Einspareffekte in 
einer Größenordnung von 44,8 
VbE in der Landesverwaltung 
sind nicht der große Wurf. Eine 
geplante Neudefinition der 
Aufgabenverteilung ein­

schließlich der Verteilung der 
damit verbundenen finanziel­
len Lasten insbesondere auf 
die Kommunen fehlt gänzlich. 

Was geschieht in der Folge der 
Reform mit Sparkassen, öffent­
lichem Personennahverkehr, 
Krankenhäusern, Beteiligun­
gen von Kommunen an Unter­
nehmen und den in der 
Vergangenheit getätigten 
Investitionen von Kommunen, 
die sich das finanziell leisten 
konnten. 

Auch die Herangehensweise 
widerspricht jeder Logik. Zuerst 
wird die Fläche neu gegliedert, 
erst danach werden Verwaltun­
gen neu strukturiert und Aufga­
ben neu definiert und verteilt. 
Ich sehe für die Kommunen 
finanzielle Nachteile, für die 
Bürger längere Wege zu den 
Ämtern und eher ein Aufblähen 
von Verwaltung. Die Tatsache, 
dass Mittelzentren Ausländer­
behörden bekommen sollen, 
belegt dieses. Im Übrigen ist 
dieses auch ein Widerspruch 
zur proklamierten „Einräumig­
keit“ der Verwaltung.

Es ist darüber hinaus geplant, 
staatliche Aufgaben auf Kom­
munen zu übertragen. Hier 
sehe ich die Gefahr, in die kom­
munale Selbstverwaltung 
hineindirigieren zu wollen.

Gerade für Sie als Vorsitzende 
der kombagewerkschaft Thü­
ringen dürfte der §1 dieses 
Gesetzes ein Dorn im Auge sein. 
Dort ist formuliert: (1) Ziel der 
Gebietsreform ist die Schaffung 
leistungs- und verwaltungsstar­
ker Gebietskörperschaften, die 
dauerhaft in der Lage sind, die 
ihnen obliegenden Aufgaben 
sachgerecht, bürgernah, rechts­
sicher und eigenverantwortlich 
wahrzunehmen.

Im Rückschluss heißt das, dass 
die Mitarbeiterinnen und Mit­

arbeiter in den Behörden heute 
leistungsschwach, mit wenig 
Verwaltungskenntnis ihre Auf­
gaben unsachgerecht, bürger­
fern, rechtsunsicher und nicht 
eigenverantwortlich wahrneh­
men. Meine Erfahrungen mit 
meinen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern meines Landrats­
amtes sind gegenteilig. 

Marion Illguth: 
Die Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter in den Verwaltungen 
befürchten längere Wege zur 
Arbeit und Arbeitsplatzabbau 
und sie haben Bedenken, dass 
aufgrund der geplanten Zeit­
schiene zur Umsetzung der 
Reform die ohnehin schon hohe 
Belastung in den Ämtern ein 
gesundheitsgefährdendes  Maß 
annimmt und darüber hinaus 
der zu erwartende Unmut der 
Bürgerinnen und Bürger auf 
ihnen abgeladen wird. Bestehen 
die Befürchtungen zu Recht?

Martina Schweinsburg: 
Die Zeitschiene ist eine Vorga­
be, die die notwendige Qualität 
in der Aufgabenerfüllung stark 
gefährdet, ja sogar die Erfüllung 
einzelner Aufgaben in Gänze 
unmöglich macht und somit 
der Reform insgesamt erheblich 
schadet. Hier muss dringend 
nachgebessert werden. 

Infolge der Gebietsreform wer­
den sicherlich auch Behörden­
standorte verändert, sodass 
von betroffenen Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeitern auch län­
gere Wege in Kauf genommen 
werden müssen. Dieses geht 
mit jeder Gebietsreform einher. 

©
 k

om
ba

<	 Landrätin Martina Schhweinsburg

> dbb regional magazin  |  Januar/Februar 2017

dbb regional>

Th
ür

in
ge

n

18



Grundsätzegesetz:

Personalvertretungen bleiben unbeteiligt
Mit Enttäuschung reagierte der Vorsitzende des 
Thüringer Beamtenbundes auf die Verabschiedung 
des Grundsätzegesetzes im Thüringer Landtag. 

Dieser hatte mit einer Mehr­
heit von 48 von 89 Stimmen 
für das Gesetz gestimmt, in 
dem Festlegungen eines Kom­
munalisierungsgebotes, eines 
zwingenden Personalabbaus, 
eines zweistufigen Verwal­
tungsaufbaus und der Einräu­
migkeit der Verwaltung ent­
halten sind, jedoch keine 
Regelung zur Einbeziehung  
des Personals im öffentlichen 
Dienst oder seiner Personal 
vertretungen.

Zwar hatten die Regierungs­
fraktionen quasi in letzter 
Minute einen Änderungsan­
trag eingebracht, wonach 
wenigstens die Spitzenorgani­
sationen DGB und Beamten­
bund zu beteiligen wären, die 
ursprünglich den Spitzenorga­
nisationen vorgeschlagene 
Fassung, dass daneben auch 
das Personal unmittelbar so­
wie die Personalvertretungen 
einzubeziehen sind, wurde 
ohne nähere Begründung 
gestrichen.

Dies hatte der Beamtenbund  
in zahlreichen Stellungnahmen 
zu dem Gesetz sowie in Ge­
sprächen gefordert. Zuletzt 
war dies auch durch Regie­
rungsvertreter auf Veranstal­
tungen von ver.di (DGB) am  
22. November 2016 und beim 
Symposium des Beamtenbun­
des am 29. November 2016 
zugesagt worden. Damit ent­
hält das Thüringer Gesetz über 
die Grundsätze von Funktio­
nal- und Verwaltungsreform 
(ThürGFVG) keine Regelung, 
die bei Umstrukturierungen  
in den Verwaltungen auch  
eine frühestmögliche Betei­
ligung der Personal- und 
Schwerbehindertenvertretun­
gen vorsieht.

„Welche verheerende Bot­
schaft einer rot-rot-grünen 
Regierung gegenüber Bürgern 
und Wirtschaft“, konstatiert 
Liebermann, Vorsitzender des 
Thüringer Beamtenbundes. 
„Eine echte Beteiligung und die 
Mitnahmen der Beschäftigten 

an der geplanten Verwaltungs­
reform sieht anders aus. Eine 
Akzeptanz bei Reformvorha­
ben wird nur erreicht, wenn 
sich die Beschäftigten frühzei­
tig beteiligen und den Reform­
prozess mitgestalten können.“

Noch im rot-rot-grünen Koaliti­
onsvertrag „Thüringen gemein­
sam voranbringen“ hieß es un­
ter Punkt 11.1 Verwaltungs-, 
Funktional- und Gebietsre­
form: „Uns ist bewusst, dass 
die Anforderung an die Her­
stellung gesellschaftlicher 
Zustimmung für ein solches 
Vorhaben sehr groß ist. [...]
Grundsatz dieses Prozesses ist 
die Beteiligung der Bürgerin­
nen und Bürger. Darüber hin­

aus sind neben den kommuna­
len Spitzenverbänden auch 
Gewerkschaften, Berufsver­
bände und Personalvertretun­
gen einzubeziehen […].“

Liebermann merkt dazu an, 
dass auch das Thüringer 
Personalvertretungsgesetz 
keine dementsprechenden 
Regelungen enthält. Erst eine 
Novellierung könnte dem 
Abhilfe schaffen. Diese würde 
jedoch frühestens 2018 in 
Kraft treten können, da bislang 
noch nicht einmal ein Geset­
zesentwurf vorliegt. 2018  
soll jedoch der Umbau der  
Landesregierung bereits  
losgehen. Das Gesetz käme  
zu spät.�

Auch ist damit zu rechnen, dass 
es Bürgerinnen und Bürger gibt, 
die ihr Missfallen über die Re­
form und ihre persönliche Be­
nachteiligung gegenüber Be­
hördenmitarbeiterinnen und 
-mitarbeitern artikulieren. 
Jedoch sollte man bedenken, 
dass diese Reaktionen bei allen 
Veränderungen im Leben von 
Menschen bei dem einen mehr 
bei dem anderen weniger stark 
ausgelebt werden. 

Ob Arbeitsplätze gefährdet 
sind, kann aufgrund der man­
gelhaften und ständig wech­
selnden Informationspolitik 
der Landesregierung zurzeit 
keiner verbindlich sagen. 

Jedoch nach den vorliegenden 
recht spärlichen Informationen 
ist zumindest im kommunalen 
Bereich nicht mit einem Arbeits­
platzabbau zu rechnen. Da die 
Landesregierung jedoch ihre 
Informationen häufig umformu­
liert, ist auch diese Einschätzung 
nur eine Momentaufnahme.

Marion Illguth:  
Sollte das Landesverwaltungs­
amt abgeschafft und die Auf­
gaben auf andere Behörden 
verteilt werden?

Martina Schweinsburg: 
Ein klares „Nein“! Die positiven 
Erfahrungen mit dieser Behör­
de, unter anderem als Auf­

sichts- und Bündelungsbehör­
de, überwiegen und sollten 
auch in Zukunft erhalten blei­
ben. Inwieweit innerhalb die­
ser Behörde strukturelle Verän­
derungen erfolgen sollten, 
würde mich nur tangieren, 
wenn die Landkreise betroffen 
wären. 1 400 Mitarbeiter im 
Landesverwaltungsamt haben 
Aufgaben und reichlich Arbeit. 
Wo soll diese Arbeit dann erle­
digt werden?

Marion Illguth: 
Der Ministerpräsident hat den 
Gewerkschaften zugesichert, 
dass die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter bei dem Reform­
prozess mitgenommen wür­

den. Leider ist bis heute nichts 
in diese Richtung geschehen, 
was als Mitnahme bezeichnet 
werden könnte. Wie ist bezie­
hungsweise wird Ihre Vorge­
hensweise sein?

Martina Schweinsburg: 
Es ist zu früh, hierzu konkret 
etwas zu sagen, bevor ich nicht 
verbindlich weiß, was auf die 
Landkreise zukommt. Ich will 
nicht unnötig Unruhe in die 
Kommunalverwaltungen brin­
gen, aber ich sichere Ihnen zu, 
dass ich im eigenen Interesse 
die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im notwendigen 
Umfang jeweils zeitnah infor­
mieren werde.�
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<	 Die Landesleitung des tbb und Kolleginnen und Kollegen aus den  
Thüringer Fachgewerkschaften sowie Gäste des tbb vertraten auch  
in diesem Jahr bei der 58. Jahrestagung des dbb beamtenbund und  
tarifunion in Köln den Thüringer Beamtenbund. Das Thema lautete  
dieses Mal: „Europa – Quo vadis?“
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